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96. Sitzung 

Bonn, den 28. April 1982 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 9/1591 — 

Die  Frage 1 des Herrn Abgeordneten Dr. Fried-
mann aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für das Post- und Fernmeldewesen wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär, daß Sie her-
gekommen sind. Weitere Fragen liegen zu Ihrem Ge-
schäftsbereich nicht vor. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie und Gesundheit auf. 

Wir kommen zur Frage 2 des Herrn Abgeordneten 
Dreßler, der heute noch in dieser Eigenschaft als 
Fragesteller hier ist: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Wuppertal in der 
Nacht vom 9./10. Januar 1982 ein zweieinhalbjähriges Mäd-
chen nach dem Genuß von Nickelsulfatkristallen, die sein 
11jähriger Bruder aus einem handelsüblichen Kinderexperi-
mentierkasten („Kristalle züchten", Firma Kosmos) herge-
stellt hat, gestorben ist (vgl. Bunte Illustrierte 9/82), und ge-
denkt die Bundesregierung auf dem Verordnungsweg Sicher-
heitsmaßnahmen durchzuführen, wie z. B. Warnhinweise 
oder Altersangabe zwingend vorzuschreiben? 

Der Herr Parlamentarische Staatssekretär Zan-
der steht zur Beantwortung zur Verfügung. — Bitte, 
Herr Staatssekretär. 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Abgeord-
neter, das Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit hat sofort nach Bekanntwerden des 
Unglücksfalles Informationen über die näheren Um-
stände eingeholt. Sie liegen der Bundesregierung in-
zwischen vor. 

Der Unglücksfall war Anlaß für das Bundesge-
sundheitsamt, kurzfristig einen Katalog von Maß-
nahmen aufzustellen, die dazu führen sollen, die Ge-
fahr durch Chemikalien aus chemischem Spielzeug 
zu verringern. Danach soll unter anderem auf ge-
fährliche Chemikalien gänzlich verzichtet werden,  

sollen keine Versuche beschrieben werden, bei de-
nen Stoffe in bedenklicher Menge entstehen kön-
nen, und eindeutige und gut erkennbare Warnhin-
weise auf mögliche Gesundheitsgefahren mit Che-
mikalien angebracht werden. Auf chemischen Expe-
rimentierkästen sollten auch die Altersstufen ange-
geben werden, von denen ab Kinder damit umgehen 
dürfen. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat die Verbände der beteiligten Wirtschaft 
aufgefordert, die Empfehlungen des Bundesgesund-
heitsamtes zu beachten. Die für die Überwachung 
zuständigen obersten Landesgesundheitsbehörden 
sind gebeten worden, darauf zu achten, daß diese 
Vorsichtsmaßnahmen eingehalten werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter? — Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe Frage 3 des Abgeordneten Dreßler auf: 

Gedenkt die Bundesregierung darüber hinaus, ein Verbot 
der Verharmlosung derartiger Stoffe in den Gebrauchsanwei-
sungen und Richtlinien für die Herstellerexpertisen, welche 
den Giftzentralen vorzulegen sind, zu erlassen, nachdem der 
offizielle Obduktionsbefund ergeben hat, daß das Kind an ei-
ner Mindestmenge von fünf bis sechs Gramm Nickelsulfat ge-
storben ist? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
das Bundesgesundheitsamt beabsichtigt, über die 
kurzfristig aufgestellten Empfehlungen hinaus die 
von ihm einberufene Kommission „Erkennung und 
Behandlung von Vergiftungen" mit der Frage nach 
weiteren Maßnahmen zur Einschränkung der Ge-
fahr durch Chemikalien aus chemischem Spielzeug 
zu befassen. Dabei wird unter anderem auch geprüft 
werden, ob bei den Gebrauchsanleitungen für derar-
tiges Spielzeug deutlichere Hinweise und Warnun-
gen verlangt werden müssen und ob und gegebenen-
falls welche Angaben die Hersteller über ihre Er-
zeugnisse den Giftzentralen mitzuteilen haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Haben Sie eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter? 

(Dreßler [SPD]: Nein, danke!) 

— Keine Zusatzfrage. 

Dann rufe ich Frage 4 des Herrn Abgeordneten 
Schartz (Trier) auf: 
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Vizepräsident Frau Renger 
Sieht die Bundesregierung — vor dem Hintergrund der be-

kanntgewordenen Skandale um ausländischen Wein — die 
Notwendigkeit, anstatt stichprobenweise künftig jede ein-
zelne Weinlieferung beim Grenzübertritt zu überprüfen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die ursprünglich geltende obligatorische Einfuhrun-
tersuchung für ausländische Weine mußte auf 
Grund entgegenstehenden EG-Rechts durch die 
Zweite Weinrechts-Änderungsverordnung vom 
14. Januar 1975 aufgehoben werden und ist durch die 
auch jetzt noch geltende stichprobenweise Untersu-
chung ersetzt worden. Gleichzeitig ist aber, um den 
Bundesländern eine ausreichende Kontrolle zu er-
möglichen, der inländische Empfänger des ausländi-
schen Weines verpflichtet worden, die nach Landes-
recht bestimmte Stelle durch Übersendung einer 
Durchschrift oder Ablichtung des Begleitdokuments 
oder des Einfuhrdokuments zu unterrichten, bevor 
er das Erzeugnis im Inland in Verkehr bringt, ver-
wendet oder verwertet. 

Im Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Weingesetzes ist nun bei Verstoß gegen die Mel-
depflicht eine Geldbuße bis zu 50 000 DM angedroht. 
Sie soll den wirtschaftlichen Vorteil übersteigen, 
den der Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen 
hat. Bei gröblichem, beharrlichem oder wiederhol-
tem Zuwiderhandeln ist Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder Geldstrafe vorgesehen. Daneben ist die 
Einbeziehung des Weines oder, falls er schon veräu-
ßert ist, des Wertersatzes möglich. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß diese 
angedrohten Sanktionen die Verpflichteten zur Ab-
gabe der vorgeschriebenen Meldung veranlassen 
und den Behörden der Bundesländer die erforderli-
che Überwachung ermöglichen werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schartz. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
Sie beziehen sich auf EG-Vorschriften, die eine obli-
gatorische Untersuchung an der Grenze nicht mehr 
möglich machen. Nun gibt es diese offensichtlich 
vielen Verfehlungen in allen Bundesländern. Hat die 
Bundesregierung die Absicht, bei der EG Schritte zu 
unternehmen, um wieder einen Rechtszustand zu 
erreichen, der eine obligatorische Kontrolle an der 
Grenze möglich macht? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, es kommt 
ganz entscheidend darauf an, Herr Abgeordneter, 
daß man die Mißstände durch die Kombination von 
Maßnahmen, der stichprobenweisen Kontrolle und 
der Verschärfung der Sanktionen, wie sie in dem in 
der Beratung befindlichen neuen Weingesetz ange-
strebt werden, beseitigt. Es ist im übrigen so, daß 
durch Zusammenwirken mit dem Bundesminister 
der Finanzen vorübergehend auch bei Weinimpor-
ten eine Information an die Länder gegeben wird, so 
daß sie ihren jetzt schon bestehenden Überwa-
chungsaufgaben nachkommen können. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge, bitte, Herr Abgeordneter. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Habe ich Sie richtig 
verstanden, Herr Staatssekretär, daß Sie also nicht 
die Absicht haben, eine obligatorische Kontrolle bei 
der EG zu beantragen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich halte das für wenig aussichtsreich. 

Präsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Dann rufe ich die Frage 5 des Herrn Abgeordne-
ten Schartz auf: 

Ist die Bundesregierung — vor dem Hintergrund der be-
kanntgewordenen Skandale um ausländischen Wein — be-
reit, entsprechende Vorschriften zu erlassen, die eine obliga-
torische Kontrolle ausländischer Weine vor ihrem „Inver-
kehrbringen" vorschreiben? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
unter Würdigung der geschilderten Sach- und 
Rechtslage ist die Bundesregierung der Auffassung, 
daß zunächst die Wirkung der im Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Weingesetzes 
vorgesehenen Sanktionen abgewartet werden sollte. 
Falls der erwartete Präventiveffekt nicht eintritt, 
wird sich die Bundesregierung gemeinsam mit den 
Ländern unter Berücksichtigung der durch den EG-
Vertrag gezogenen und durch die Rechtsprechung 
des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaf-
ten konkretisierten Grenzen um weitere Kontroll-
möglichkeiten bemühen, die Manipulationen mit 
ausländischem Wein ausschließen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, bit-
te. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
könnte dies auch zum Inhalt haben, daß eine obliga-
torische Kontrolle vor dem Inverkehrbringen aus-
ländischer Weine durchgeführt wird, wie es ja bei 
deutschen Weinen der Fall ist? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ausschließen kann 
man das zum jetzigen Zeitpunkt nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz-
fragen. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Verkehr. Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Mahne steht zur Beantwortung der 
Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 6 des Herrn Abgeordneten Mer-
ker auf: 

Wie hoch war der Krankenstand (Verhältnis zwischen Be-
standstagen und Krankentagen) in den letzten Jahren bei der 
Deutschen Bundesbahn? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Mahne, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Frau Präsidentin, wenn der Herr Kol-
lege Merker es gestattet, möchte ich seine beiden 
Fragen zusammen beantworten. 

(Merker [FDP]: Einverstanden!) 

Vizepräsident Frau Renger: Dann rufe ich noch die 
Frage 7 des Herrn Abgeordneten Merker auf: 
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Vizepräsident Frau Renger 
Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der Kranken-

stand bei der Deutschen Bundesbahn erheblich über dem der 
Deutschen Bundespost liegt, und welche Gründe gibt es gege-
benenfalls hierfür? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Der Krankenstand 
bei der Deutschen Bundesbahn betrug im Jahr 1979 
9,53 %, während er bei der Deutschen Bundespost 
7,41 % betrug. Die entsprechenden Zahlen für das 
Jahr 1980 belaufen sich auf 9,06 % bei der Deutschen 
Bundesbahn und 7,28 % bei der Deutschen Bundes-
post. Die Zahlen für 1981 lauten: Deutsche Bundes-
bahn: 8,67 %, Deutsche Bundespost: 6,92 %. Die 
Gründe für die Differenz sind überwiegend in den 
spezifischen Besonderheiten des Eisenbahndienstes 
zu suchen. 

Nach den Feststellungen der Deutschen Bundes-
bahn werden im einzelnen folgende Gründe ge-
nannt: 

Erstens. Durch den von 1974 bis 1979 von der Deut-
schen Bundesbahn zu befolgenden Einstellungs-
stopp wurde die Altersstruktur zwangsläufig ver-
schlechtert, so daß die Krankheitsanfälligkeit ent-
sprechend anstieg. 

Zweitens: höhere physische und psychische Bela-
stungen bei einem größeren Mitarbeiteranteil als 
bei der Deutschen Bundespost, bedingt durch die ho-
hen Anforderungen für eine sichere Betriebsfüh-
rung. 

Drittens: größerer Anteil von Tätigkeiten, die im 
Freien zu verrichten sind und somit die Mitarbeiter 
unterschiedlichen Witterungsbedingungen ausset-
zen. 

Viertens: erheblich höherer Anteil von Tätigkei-
ten im Wechseldienst, der nicht nur als Früh-, Spät- 
und Nachtdienst, sondern in vielen Fällen fahrplan-
bedingt zu unterschiedlichen Zeiten für Dienstbe-
ginn und Dienstende zu leisten ist. 

Fünftens: höherer Unfallkrankenstand bei der 
Deutschen Bundesbahn durch die besondere Gefah-
rengeneigtheit eisenbahnspezifischer Tätigkeiten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Merker. 

Merker (FDP): Herr Staatssekretär, gibt es eine 
Möglichkeit, die von Ihnen genannten Zahlen weiter 
aufzuschlüsseln? Gibt es beispielsweise die Möglich-
keit, den bei der Post und bei der Bahn stattfinden-
den Wechseldienst miteinander zu vergleichen? 
Wechseldienst gibt es ja nicht nur bei der Bundes-
bahn, sondern auch bei der Bundespost. Insofern 
müßte ein Vergleich angestellt werden können. Das 
gleiche gilt für den Dienst in freier Natur. Auch der 
Postbote wird, wie Sie sich erinnern, seinen Dienst 
weitgehend in freier Natur verrichten können. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Merker, 
ich kann nicht sagen, inwieweit es eine Möglichkeit 
gibt, die Zahlen noch weiter aufzuschlüsseln. Ich 
werde mich gern darum bemühen und Sie das Er-
gebnis wissen lassen. Im übrigen ist eine Vergleich-
barkeit auch bei der von Ihnen genannten und als 
vergleichbar bezeichneten Tätigkeiten nicht immer  

gegeben. Denken Sie z. B. daran, daß ein Lokomotiv-
führer nicht nur einen Wechseldienst in Tag- und 
Nachtschicht zu leisten hat, sondern darüber hinaus 
seinen Dienst täglich zu wechselnden Zeiten antre-
ten muß. Das hat natürlich wiederum sehr starke 
Folgen für seinen Gesundheitszustand. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Lowack. 

Lowack (CDU/CSU): Ihre Antwort legt schon die 
Frage nahe: Seit wann sieht die Bundesregierung ei-
gentlich frische Luft als besonders krankheitsför-
dernd an? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich entnehme Ihrer 
Frage, Herr Kollege, daß Sie die Arbeitsbedingun-
gen z. B. von Mitarbeitern auf Rangierbahnhöfen si-
cherlich wenig beurteilen können. Dies ist nicht im-
mer nur eine Frage der frischen Luft, sondern diese 
sind allen Unbilden der Witterung ausgesetzt. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage der 
Frau Abgeordneten Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, sehen 
Sie die Möglichkeit, dem Herrn Fragesteller, der 
diese Frage gerade gestellt hat, die Möglichkeit zu 
verschaffen, 14 Tage lang einmal die „gesundheits-
fördernden Wirkungen" des Wechsel- und Schicht-
dienstes im Freien an sich selber auszuprobieren? 

(Beifall bei der SPD) 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich würde ihn wie alle 
anderen Kollegen, gern dazu einladen, weil ich glau-
be, daß es ganz gut ist, wenn wir auch die Arbeitsbe-
dingungen vor Ort kennen, um daraus auch für uns 
eine etwas realitätsbezogenere Beurteilung abzulei-
ten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Gibt es noch Zusatzfra-
gen dazu? — Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe die Frage 8 der Frau Abgeordneten Simo-
nis auf: 

Sieht die Bundesregierung angesichts der hohen Bleikon-
zentration unter Hochbrücken, die bei der Sanierung von 
Stahlbauten auftritt, die Möglichkeit andere Methoden zur 
Ablösung des Rostes bzw. bleifreien Korrosionsschutzes nach 
den Empfehlungen des Bundesumweltamts anzuwenden? 

Bitte schön. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Simo-
nis, die Bundesregierung kann die in Ihrer Frage 
enthaltene Unterstellung nicht bestätigen. Sie ist 
vielmehr der Auffassung, daß die heutige Technik 
bei der Sanierung von Hochbrücken eine Bleibela-
stung des Bodens unter den Brücken nicht erwarten 
läßt. Entrostungs- und Beschichtungsarbeiten im 
Rahmen von Korrosionsschutzmaßnahmen an stäh-
lernen Brücken werden seit einiger Zeit nur noch 
unter umfangreichen Schutz- und Vorsorgemaßnah-
men durchgeführt, die schädigende Einflüsse auf 
den Boden unter den Brücken ausschließen. Im übri- 
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Parl. Staatssekretär Mahne 
gen liegen Empfehlungen des Umweltbundesamtes 
zum bleifreien Korrosionsschutz nicht vor. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete? 

Frau Simonis (SPD): Ja, bitte. — Herr Staatssekre-
tär, ist Ihnen bekannt, daß das Land Schleswig-Hol-
stein auf Grund der Vorfälle um die sogenannte 
Rendsburger Hochbrücke den Boden unter sämtli-
chen Hochbrücken auf höheren Bleigehalt untersu-
chen lassen wird? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Das ist mir be-
kannt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage? 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich 
daraus schließen, daß Ihre erste Antwort vielleicht 
doch nicht ganz so hundertprozentig zutreffend ist, 
daß ein höherer Bleigehalt unter Hochbrücken nicht 
festzustellen ist? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, es ist 
bisher nur unter der Osterrönfelder Eisenbahn

-

Hochbrücke bei Rendsburg eine höhere Bleikonzen-
tration festgestellt worden wegen Abblätterns des 
Farbanstrichs. 

(Frau Simonis [SPD]: Ich habe leider keine 
dritte Frage mehr! Danke schön! — Heiter

-

keit) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Fragen hierzu 
liegen nicht vor. 

Die Fragen 9 und 10 des Abgeordneten Milz wer-
den auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 11 des Herrn Abgeordneten Im-
mer auf: 

Welche Gründe haben dazu geführt, daß der Rhein wegen 
eines Schiffsunglücks auf der Höhe von Unkel, bei dem über 
60 Container im Rhein versanken, mehr als eine Woche lang 
für die Schiffahrt blockiert war, obwohl die Männer der Frei-
willigen Feuerwehr Unkel und andere Augenzeugen in der 
Lage waren, genauere Angaben über die Eintauchstellen der 
Container und deren vermutliche Lage hätten machen kön-
nen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Immer, 
Sie dürfen davon ausgehen, daß alles versucht wor-
den ist, um den Schiffahrtsweg so schnell wie mög-
lich wieder befahrbar zu machen. Abgesehen davon, 
daß aus Sicherheitsgründen die Bergungsaktion 
nicht während der Nacht durchgeführt werden 
konnte, standen eine Menge Schwierigkeiten einer 
noch schnelleren Bergung entgegen. 

Die in Ihrer Frage enthaltene Kritik vermag ich 
nicht zu teilen. Ich möchte vielmehr allen an den 
Bergungsaktionen Beteiligten im Namen der Bun-
desregierung für ihren schnellen und umsichtigen 
Einsatz zur Beseitigung der Störung an dieser wich-

tigen internationalen Wasserstraße herzlich dan-
ken. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): In meiner Frage ist 
enthalten, inwieweit und warum örtliche Einsatz-
gruppen, die zwar nicht von der Schiffahrtsverwal-
tung eingesetzt waren, sondern z. B. zum Löschen 
des havarierten Kahnes eingesetzt wurden, nicht im 
Zuge der Feststellung bzw. Ortung der Container be-
fragt worden sind. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, daß alle, die an der Beseitigung des Unfallge-
schehens beteiligt werden konnten und auch Rat-
schläge geben konnten, beteiligt wurden. Für mich 
gibt es keine Erkenntnisse, daß hiervon irgendwel-
che Gruppen ausgeschlossen wurden. 

Aber es standen einer schnellen Bergung erhebli-
che Schwierigkeiten entgegen. So mißlang u. a. die 
Ortung der Container durch Hubschrauber wegen 
des trüben Wassers. Angaben der Feuerwehr und 
weiterer Augenzeugen über die Eintauchstellen der 
Container konnten wegen der starken Strömung nur 
Anhaltspunkte sein. Das systematische Absuchen 
der Strecke mit Peilschiffen war dringend notwen-
dig. Wegen der großen Zahl der zu bergenden Con-
tainer — es waren immerhin 50 — bestand ein unge-
wöhnlich hoher Bedarf an Befestigungs- und Halte-
leinen, Hebeseilen, schwerem Hebegerät, Taucher-
schilden, schweren Ankern und Spezialtauchern. Ich 
könnte diese Liste der Schwierigkeiten noch um 
viele Punkte ergänzen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wenn ich Sie frage, wie es zu diesem Unfall und sei-
nen Folgen kommen konnte, würden Sie dann bestä-
tigen, daß zwei Anrainerstaaten die Vorschläge der 
Bundesregierung, auch Decksladungen zu befesti-
gen, in der Zentralkommission für die Rhein-
schiffahrt abgelehnt haben? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Es sind mehr als zwei 
Anrainerstaaten gewesen, die diese Vorschläge 
nicht bejaht haben. Aber ich würde deshalb den Un-
fallhergang, wie Sie ihn dargestellt haben, von mir 
aus, ausdrücklich nicht bestätigen wollen, weil dies 
natürlich einer Untersuchung, die zur Zeit läuft, und 
deren Ergebnis vorbehalten bleibt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Merker. 

Merker (FDP): Herr Staatssekretär, können Sie be-
stätigen, daß anläßlich der Suche nach den verloren-
gegangenen Containern ein zusätzlicher Container 
gefunden worden ist? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ein zusätzlicher 
Müllcontainer, Herr Kollege, ja. 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 96. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 28. April 1982 	5783 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, ist im 
Rahmen der Bergungsarbeiten auch festgestellt 
worden, ob der Inhalt der Container in irgendeiner 
Form wasserempfindlich und damit umweltschädi-
gend gewesen ist? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Mir liegen zur Zeit 
keine Angaben darüber vor. Ich will dieser Frage 
aber gerne nachgehen und Ihnen die Antwort zu-
kommen lassen. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 12 des Herrn Abgeordneten Im-
mer auf: 

Aus welchen Standorten wurden bundeseigene Bergungs-
geräte und Bergungsfachleute zum Einsatz gebracht, und 
warum wurden nicht näher stationierte Spezialeinheiten der 
Bundeswehr, z. B. die Flußpionierkompanien in Neuwied, ein-
geschaltet? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Immer, 
die bundeseigenen Bergungsgeräte, einschließlich 
Personal, kamen aus Mannheim, Schierstein, Ko-
blenz, Duisburg, Rees und Münster. Die Bundes-
wehr hatte angesichts der Ausbildung und Ausrü-
stung ihrer Flußpioniere Bedenken, diese für die 
Bergung einzusetzen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie Meldungen bestätigen, nach denen für 
die Ortung der Container zu Anfang Bundeswehr-
spezialisten eingesetzt waren, diese aber, so wird be-
hauptet, nicht mehr eingesetzt worden sind mit der 
Bemerkung, daß sie nur fähig seien, nach Muscheln 
zu tauchen, daß aber dahintersteht, daß die anderen 
Spezialisten Sorge hatten, auf die Bergungsprämie 
verzichten zu müssen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Den mit Ihrer Formu-
lierung angesprochenen Sachverhalt kann ich nicht 
bestätigen. Ich kann dagegen bestätigen, daß die 
Ausbildung der Bundeswehrpioniere für diese Art 
Bergung nicht ausreichen würde. 

Vizepräsident Frau Renger: Haben Sie noch eine 
Zusatzfrage? — Bitte, Herr Kollege. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie diese Bergungsvorgänge dargestellt 
haben, frage ich Sie: Was gedenkt die Bundesregie-
rung zu tun, um solche Havarien, verursacht durch 
Verschieben von Decksladungen und ähnliches, in 
Zukunft zu verhindern? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Wir werden diesen 
Unfall zum Anlaß nehmen, um erneut Vorschläge in 
die Zentralkommission für die Rheinschiffahrt ein-

zubringen, die eine verstärkte Sicherheit auf dem 
Rhein ermöglichen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Danke 
schön!) 

Vizepräsident Frau Renger: Die Frage 13 und 14 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Ehmke können nicht be-
antwortet werden, weil er nicht im Saal ist. 

Ich rufe die Frage 15 des Herrn Abgeordneten Gil-
ges auf: 

Wieweit ist die Erklärung des Bundesverkehrsministers 
vom 17. November 1981 (Drucksache 9/1064) durch den Vor-
stand der Deutschen Bundesbahn vollzogen worden, in den 
frei zugänglichen Videospielgeräten im Bundesbahnbereich 
keine Kriegsspiele oder kriegsspielähnlichen Programme 
mehr zu verwenden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gilges, 
nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn ist die 
Auswechselung überwiegend durchgeführt; nur in 
Einzelfällen haben sich Verzögerungen ergeben. Die 
Deutsche Bundesbahn wird sich darum bemühen, 
daß auch die letzten Programme mit Kriegsspielen 
oder kriegsspielähnlichem Charakter bis Mitte Mai 
dieses Jahres ausgewechselt sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter? — Keine Zusatzfrage. 

Dann rufe ich die Frage 16 des Herrn Abgeordne-
ten Gilges auf: 

Kann die Bundesregierung ihre Kriterien und die des Vor-
stands der Deutschen Bundesbahn mitteilen, die zur Beurtei-
lung von Kriegsspielen oder kriegsspielähnlichen Pro-
grammen bei den frei zugänglichen Videospielgeräten im 
Bundesbahnbereich herangezogen wurden? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, als 
Kriegsspiele oder kriegsspielähnlich werden von 
der Bundesregierung und der Deutschen Bundes-
bahn solche Programme angesehen, bei denen unter 
Simulierung kriegerischer Ereignisse durch Einsatz 
von Waffen Gewalt gegen Menschen oder Sachen 
ausgeübt und ein Erfolgserlebnis im Falle der Ver-
nichtung vermittelt werden soll. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter. 

Gilges (SPD): Könnten sie diese Kritik ein bißchen 
näher ausformulieren und mir das zur Verfügung 
stellen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Das will ich gern ma-
chen. 

(Gilges [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 17 
des Herrn Abgeordneten Dolata auf: 

Warum hat die Bundesregierung zur Klärung der meinen 
Fragen 28 und 29 (Drucksache 9/1425) zugrundeliegenden 
Vorgänge — wonach von Dienststellen der Deutschen Bun-
desbahn Beamte und Angestellte kommunaler Behörden u. a. 
innerhalb ihrer Arbeitszeit zu sogenannten Arbeitsessen und 
ganztägigen Informationsreisen in bekannte Erholungsge-
biete (z. B. Sylt/Westerland) lediglich gegen Zahlung eines Be-
trags von 30 DM eingeladen werden — nicht die Deutsche 
Bundesbahn um entsprechende Auskunft ersucht, und wie 
hätte diese Auskunft pflichtgemäß zu lauten? 
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Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dolata, 
Sie dürfen davon ausgehen, daß die Bundesregie-
rung vor der Beantwortung Ihrer Fragen die Deut-
sche Bundesbahn um eine Stellungnahme ersucht 
hat. Diese führte dann zu der Ihnen gegebenen Ant-
wort. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dolata. 

Dolata (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn 
dies so ist, woran ich keinen Grund haben sollte zu 
zweifeln, warum haben Sie dann in der ersten Be-
antwortung nicht das gesagt, was Sie jetzt sagen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe in der ersten Antwort gesagt: „Der Bundesre-
gierung ist nicht bekannt, auf welche Vorgänge sich 
Ihre Angaben beziehen." Ich darf Ihnen die Antwort 
mitteilen, die uns die Deutsche Bundesbahn zu Ihrer 
Frage gegeben hat und die meiner Antwort zu-
grunde gelegen hat. Hier heißt es: „Diese Fragestel-
lung läßt die zugrunde liegenden Tatbestände nicht 
erkennen." 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage? 

(Dolata [CDU/CSU]: Danke!) 

— Keine Zusatzfrage. 

Dann rufe ich die Frage 18 des Herrn Kollegen Do-
lata auf: 

Warum hat die Bundesregierung die in den Fragen 28 und 
29 (Drucksache 9/1425) enthaltene Fragestellung, wie die 
Bundesregierung „Einladungen" solcher Art von einer Ein-
richtung der öffentlichen Hand, Deutsche Bundesbahn an Be-
amte und Angestellte anderer Einrichtungen der öffentlichen 
Hand, z. B. Sozialämter, gerade auch im Zusammenhang mit 
dem Prinzip der Sparsamkeit beurteilt, nicht beantwortet, 
und wie beurteilt die Bundesregierung inzwischen solche Ein-
ladungen von Behörden an Behördenmitarbeiter? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dolata, 
die Bundesregierung hat sich außerstande gesehen, 
auf derart allgemein gehaltene Fragen im einzelnen 
zu antworten. Auch jetzt sind Sie mit Ihrer Frage-
stellung nicht bereit, der Bundesregierung Detailin-
formationen zur Verfügung zu stellen, zu denen die 
Deutsche Bundesbahn Stellung nehmen könnte. 

Die Bundesregierung kann daher lediglich grund-
sätzlich feststellen: 

Erstens. Die Deutsche Bundesbahn begreift sich 
als ein Wirtschaftsunternehmen, sofern nicht im 
Einzelfall der Behördencharakter durch Gesetz vor-
gegeben ist. 

Zweitens. Es gehört zur Geschäftspolitik der Deut-
schen Bundesbahn, die Beziehungen zu maßgeben-
den Kräften des Wirtschaftslebens und auch des öf-
fentlichen Lebens, insbesondere zu seinen Kunden 
und Kundenrepräsentanten, zu festigen und zu ver-
tiefen. 

Drittens. Im Rahmen dieser Aktivitäten sind auch 
gemeinsame Fahrten zu Fremdenverkehrszentren 
denkbar. 

Die Bundesregierung sieht somit grundsätzlich 
keine Veranlassung, die Haltung der Deutschen 
Bundesbahn zu beanstanden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dolata. 

Dolata (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie ge-
hen dabei von Grundsätzen aus. Gehört es nicht zu 
den Grundsätzen Ihres Hauses, das Prinzip des 
sparsamen Wirtschaftens, das in anderen Zusam-
menhängen hier seit Monaten diskutiert wird, auch 
in diesem Bereich anzuwenden? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Grundsätzlich will ich 
erst einmal bestätigen, daß die Bundesregierung 
selbst dieses Prinzip in ihrem Verhalten beachtet 
und daß auch die Bundesbahn von uns angehalten 
wird, mit ihren Mitteln sparsam umzugehen. Aber 
solche Ausgaben für Werbemaßnahmen sind not-
wendig. Die Bundesbahn steht in der Konkurrenz 
mit anderen Verkehrsträgern und Verkehrsmitteln. 
Ich glaube, sie hat auch die Verpflichtung, im Rah-
men dieses Wettbewerbes alle Möglichkeiten zu 
nutzen, die das Verkehrsaufkommen der Bundes-
bahn positiv beeinflussen. Von daher sind diese Wer-
beausgaben durchaus zu bejahen. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfrage? 
— Bitte. 

Dolata (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, gehört es 
im Rahmen der Dienstaufsicht nicht zu Ihren Aufga-
ben und den Aufgaben Ihres Hauses, auch die Wer-
beausgaben, die Sie jetzt pauschal verteidigen, im 
Hinblick auf den Gesichtspunkt der Sparsamkeit 
laufend zu überprüfen, unabhängig von Einzelvor-
gängen und -vorkommnissen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Die Bundesbahn un-
terliegt der Kontrolle des Hauptprüfungsamtes der 
Deutschen Bundesbahn und auch der Kontrolle des 
Bundesrechnungshofs und damit auch der parla-
mentarischen Kontrolle. Bisher sind Beanstandun-
gen der von Ihnen dargestellten Art durch diese Am-
ter noch nicht erfolgt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, teilen 
Sie meine Ansicht, daß die positive Wirkung aus ei-
ner solchen Art von Werbung, daß man Beamte aus 
Sozialämtern, die auch nicht diskriminiert werden 
sollen, in nette Gegenden der Bundesrepublik fährt, 
unter Umständen dadurch zunichte gemacht wer-
den kann, daß man Serviceleistungen der Bundes-
bahn an anderer Stelle einschränkt wie z. B. die An-
nahme von Expreßgut und Koffern? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Auch dies ist eine 
Frage der Wirtschaftlichkeit. Die Bundesbahn hat 
ihre Leistungen sicherlich bedarfsgerecht zu erbrin-
gen. Ich glaube, es gibt verschiedene Bereiche, in de-
nen der Bedarf nicht in derselben Form wie das Lei-
stungsangebot der Bundesbahn vorhanden ist. Hier 
muß es dann zu entsprechenden Leistungsanpas-
sungen an den veränderten Bedarf kommen. 
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Vizepräsident Frau Renger: Die Frage 19 des Abge-
ordneten Dr. Jobst wird auf Antrag des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 20 des Abgeordneten Dr. Rose 
auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Parlamenta-
rischen Staatssekretärs beim Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, Gallus, der bezüglich des Rhein-
Main-Donau-Kanals laut Straubinger Tagblatt vom 16. April 
1982 sagte, „Jetzt den Bau noch zu stoppen wäre unklug und 
würde mit Sicherheit keine Einsparungen mehr bringen"? 

Bitte Herr Staatssekretär! 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Rose, die Bundesregierung hat den Bundesminister 
für Verkehr am 27. Januar 1982 beauftragt, mit dem 
Freistaat Bayern Verhandlungen mit dem Ziel auf-
zunehmen, finanzwirtschaftlich, ökonomisch und 
ökologisch abgewogene Konzepte für das weitere 
Vorgehen beim Projekt Main-Donau-Wasserstraße, 
d. h. Main-Donau-Kanal und Donauausbau, zu fin-
den. 

Bei den Verhandlungen ist auch die Möglichkeit 
einer qualifizierten Beendigung des Vorhabens in 
der Kanalstrecke zwischen Nürnberg und Kelheim 
einzubeziehen. In den Verhandlungen werden alle 
mit der Wasserstraße zusammenhängenden 
Aspekte einschließlich der Frage möglicher Einspa-
rungen erörtert. Diese Verhandlungen werden dem-
nächst beginnen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter. 

Dr. Rose (CDU/CSU): Beabsichtigt die Bundesre-
gierung auf Grund der Aussage des Parlamentari-
schen Staatssekretärs Georg Gallus, statt mehr als 
einmal darüber zu reden, die Sache vor diesen Ver-
handlungen lieber anzuschauen und auch weitere 
Mitglieder der Bundesregierung zu bitten, den Ka-
nal und die Baumaßnahmen dort selber in Augen-
schein zu nehmen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
gehe davon aus, daß sich interessierte Mitglieder der 
Bundesregierung wie auch interessierte Mitglieder 
dieses Hauses den Kanalbau vor Ort angesehen ha-
ben oder dies tun werden, falls sie daran interessiert 
sind. Ich glaube, daß wir mit der Bereitschaft, jetzt 
Gespräche zwischen der Bundesregierung und der 
Bayerischen Staatsregierung zu führen, in eine 
Phase eingetreten sind, in der wir im Dialog mitein-
ander die weiteren Schritte überlegen sollten. Ich 
bitte um Verständnis dafür, daß ich hier auch nicht 
durch weitere, darüber hinausgehende Äußerungen 
diesen Dialog von hier aus erschweren oder bereits 
präjudizieren möchte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, bit-
te. 

Dr. Rose (CDU/CSU): Muß ich, verehrter Herr 
Staatssekretär, aus Ihrer jetzigen Äußerung, in der 
Sie sagten, daß interessierte Mitglieder der Bundes-
regierung dorthin gingen oder in Zukunft hingehen, 
schließen, daß der Herr Bundesverkehrsminister,  

der bisher noch nicht dort war, entweder nicht inter-
essiert ist oder aber in Zukunft doch hingeht, um 
sich das selber anzusehen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Dies ist nicht eine 
Frage von offiziellen Besuchen, sondern die In-
augenscheinnahme kann auch in einer anderen 
Form als in einem offiziellen Rahmen erfolgen. 

(Zuruf: Heimlich?) 

Vizepräsident Frau Renger: Vielleicht fährt er doch 
noch hin. 

Zu einer Zusatzfrage. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereits von Ihrem Kollegen Herrn Gallus gebeten 
worden, selber diese Baustelle zu besichtigen, und 
wissen Sie, ob Herr Gallus bereits mit dem Herrn 
Verkehrsminister Hauff darüber gesprochen hat, 
daß er diese Besichtigung vornimmt, und ist Herr 
Gallus bereit, auf seinen Kollegen Herrn Baum ein-
zuwirken, daß auch dieser die Baustelle besichtigt, 
bevor weitere unzutreffende Aussagen getroffen 
werden? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Es gibt eine Menge 
mehr vor Ort gesammelte Erkenntnisse als die, die 
hier in Frage gestellt worden sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Ich habe gefragt, ob 
er schon diese Baustelle besichtigt hat!) 

— Sie haben eine Antwort bekommen. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich will gerne, wenn 
Sie diese Frage noch zulassen, eine ergänzende Aus-
kunft geben. Ich kenne die Baustelle vor Ort. 

Vizepräsident Frau Renger: Hervorragend. Damit 
ist dies beantwortet. 

Ich rufe die Frage 21 des Herrn Abgeordneten 
Ewen auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel Zünder in den 
Containern waren, die unlängst von Bord eines dänischen 
Schiffs gespült worden sind und wieviel davon von deutschen 
und niederländischen Behörden bisher gesichert werden 
konnten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ewen, 
das dänische Schiff „Ellen Bagge" verlor auf der 
Reise von Zeebrügge mit Ladung für Saudi-Arabien 
bei schwerem Wetter Ende Februar 1982 im nördli-
chen Eingang zum englischen Kanal drei Container. 
Zwei enthielten Sprengstoffgranaten und müssen 
sofort untergegangen sein. Der dritte enthielt in Sty-
ropor verpackte Zünder und blieb daher trotz Be-
schädigung schwimmfähig. Die niederländische Ma-
rine barg diesen Container in der ersten Märzwoche 
etwa in Höhe von Scheveningen. Dabei ist offen-
sichtlich zunächst nicht bemerkt worden, daß drei 
Pakete mit 42 Zündern aus dem Container verloren-
gegangen waren. 
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Parl. Staatssekretär Mahne 
Nachdem niederländische Fischer am 19. März 

1982 zwei Zünder sichteten und eine daraufhin 
durchgeführte Kontrolle der Ladungspapiere den 
Sachverhalt aufklärte, wurde eine gezielte Suche 
nach den restlichen Zündern eingeleitet. Insgesamt 
wurden bisher 34 Zünder geborgen. 8 sind noch nicht 
gefunden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Ewen. 

Ewen (SPD): Herr Staatssekretär, unter welchen 
Umständen können diese Zünder explodieren? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, nach 
Auskunft der niedersächsischen Wasserschutzpoli-
zei können die Zünder nur dann explodieren, wenn 
sie aus ihrer Verpackung genommen und gewaltsam 
geöffnet werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage! 

Ewen (SPD): Ist bekannt, ob in der Vergangenheit 
Zünder explodiert sind? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Soweit der nieder-
sächsischen Wasserschutzpolizei, die in dem Be-
reich zuständig ist, bekannt ist, ist keiner von den 
von der  „Ellen  Bagge" verlorengegangenen Zündern 
explodiert. Derartige Zünder sind allerdings in ande-
ren Fällen bei unsachgemäßer Behandlung schon 
explodiert. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie hier angeführt haben, daß die Zünder für Saudi-
Arabien bestimmt waren, frage ich: Können Sie 
dann etwas über die Herkunft der Zünder sagen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Darüber liegen mir 
keine Unterlagen vor. Der Versandort ist auch nicht 
ein deutscher Hafen gewesen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schröder (Wilhelminenhof). 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, ist die Bundesregierung bereit, bei 
den zuständigen Behörden darauf hinzuwirken, daß 
die Bevölkerung an der Küste über die Gefährlich-
keit der noch nicht aufgefundenen acht Zünder in-
formiert wird? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Erstens. Dies ist ge-
schehen. 

Zweitens. Das fällt in die Zuständigkeit der Lan-
desregierung Niedersachsen. Wir stehen aber auch 
hier in enger Zusammenarbeit. Wie gesagt, es ist be-
reits geschehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Tietjen. 

Tietjen (SPD): Herr Staatssekretär, wenn bereits 
nach dem Herstellungsland und dem Lieferland ge-
fragt worden ist, habe ich die Frage: Ist der Bundes-

regierung bekannt, daß diese Granaten und Spreng-
sätze in schwedischem Auftrage von Belgien nach 
Saudi-Arabien geliefert werden sollten? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, dies ist in 
meiner Antwort eben schon deutlich gemacht wor-
den. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär ist 
der Meinung. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, 
wenn Sie gestatten, müßte ich da noch einmal in den 
Unterlagen nachsehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ja. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Die Antwort ist nein. 
Entschuldigung. Ich habe gesagt „auf der Reise von 
Zeebrügge mit Ladung für Saudi-Arabien bei schwe-
rem Wetter". 

Vizepräsident Frau Renger: Das ist klar. 

Herr Abgeordneter Gärtner. 

Gärtner (FDP): Herr Staatssekretär, sind Sie denn, 
nachdem Sie die Auskunft gegeben haben, wohin 
das gehen sollte und nicht sagen konnten, welcher 
Produzent das war, in der Lage, nach Aufspüren 
mindestens eines Zünders dem Parlament und den 
Fragestellern zu sagen, wo er hergestellt worden ist, 
damit man klären kann, wo beispielsweise dieses 
Produkt hergestellt worden ist? An wen es gesendet 
werden sollte, wissen wir. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Aus den mir vorlie-
genden Unterlagen geht darüber nichts hervor. Mir 
sind lediglich der Versandort und der Empfänger-
staat bekannt. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe dann die Frage 
22 des Herrn Abgeordneten Ewen auf: 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß die auf 
den Meeresboden gesunkenen Kisten mit Zündern unbedingt 
geortet und gesichert werden müssen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ewen, 
von den auf den Meeresboden gesunkenen Contai-
nern mit Granaten geht weder für die Schiffahrt 
noch für die Meeresumwelt Gefahr aus. Auf eine 
sehr aufwendige Ortung und Bergung der Container 
kann deshalb verzichtet werden. 

Die bisher nicht aufgefundenen Zünder treiben 
entweder noch im Meer oder sind an Land gespült 
worden. Die auf See treibenden Zünder bergen für 
die Schiffahrt keine Gefahr. Die Suche ist deshalb 
eingestellt worden. Bei unsachgemäßer Behandlung 
sind allerdings die angetriebenen Zünder für die Be-
völkerung nicht ungefährlich. Deshalb hat die Was-
serschutzpolizei Niedersachsen informiert und ge-
warnt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Ewen. 
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Ewen (SPD): Herr Staatssekretär, könnte es sein, 
daß auf Grund der frühzeitigen Veröffentlichungen 
auch Unbefugte in den Besitz der Zünder gelangt 
sind und sich von daher möglicherweise ein Poten-
tial an Waffen in unbefugter Hand befindet? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
werden verstehen, daß ich das nicht beantworten 
kann; das ist eine hypothetische Frage. Ich würde 
aber die Möglichkeit nicht ausschließen. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage? — 
Sie wünschen keine weitere Zusatzfrage. 

Zusatzfrage, Frau Noth. 

Frau Noth (FDP): Herr Staatssekretär, wie können 
Sie etwas über die Qualität der Zünder sagen — Sie 
haben nämlich gesagt, sie explodieren nicht —, 
wenn Sie nicht die Herstellerfirma kennen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich bitte um Ent-
schuldigung, diese Angaben sind uns von der Was-
serschutzpolizei und den dafür zuständigen Exper-
ten gemacht worden. Ich muß mich in meiner Beant-
wortung der Fragen natürlich auf diese Angaben be-
ziehen. Aus diesen Angaben waren Angaben über 
den Hersteller für mich nicht erkennbar. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Tietjen. 

Tietjen (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem ich in 
Ihrer Antwort auf die Frage des Kollegen Ewen zu 
meiner Überraschung gehört habe, daß neben dem 
Container mit den Zündern noch weitere zwei Con-
tainer mit Granaten über Bord gegangen sind, habe 
ich die Frage, ob es hinsichtlich der von der Bundes-
regierung als nicht notwendig erachteten Ortung 
und Sicherung dieser Container eine internationale 
Abstimmung gegeben hat. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege, nie-
derländische und deutsche Behörden, Polizei und 
Marine beider Länder, haben gemeinsam nach den 
ursprünglich vermißten 42 Zündern gesucht. Nach-
dem diese Suche inzwischen abgebrochen wurde, 
besteht keine Notwendigkeit für eine weitere Zu-
sammenarbeit. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 23 des 
Herrn Abgeordneten Tietjen auf: 

Welche bundesdeutschen Behörden sind über den Schiffs-
unfall im Ärmelkanal, bei dem unlängst mindestens ein Con-
tainer mit Explosivstoffen von Bord eines dänischen Schiffs 
gespült worden ist, informiert worden, und was ist daraufhin 
veranlaßt worden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Tietjen, 
am 19. März 1982 stellten niederländische Behörden 
auf Grund von Mitteilungen einiger Fischer fest, daß 
die niederländische Marine nicht wie angenommen 
alle Zünder geborgen hatte, die in einem Ende Fe-
bruar über Bord eines dänischen Schiffes gegange-
nen Container enthalten waren. Interpol Den Haag 
unterrichtete am 29. März 1982 die Landeskriminal-
polizeiämter der vier Küstenländer über den Vorfall. 
Das niedersächsische Kriminalpolizeiamt gab die 

Meldung unverzüglich an die örtlich zuständigen 
Landespolizeibehörden, insbesondere auch an die 
Wasserschutzpolizei in Oldenburg weiter. Von hier 
aus wurde auch das Wasser- und Schiffahrtsamt 
Emden eingeschaltet. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Tietjen. 

Tietjen (SPD): Herr Staatssekretär, ist denn die 
Mitteilung, die in der Presse zu lesen war, richtig, 
daß das Bundeskriminalamt bereits Anfang März 
informiert worden sei, es sich aber für nicht kompe-
tent gehalten habe, diese Information weiterzuge-
ben? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kenne diese Mitteilung nicht und kann sie deshalb 
weder bestätigen noch dementieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, bit-
te. 

Tietjen (SPD): Herr Staatssekretär, hat es in der 
internationalen Zusammenarbeit irgendwelche Dif-
ferenzen gegeben, die das Bergen dieser Explosiv-
stoffe schwieriger gestaltet hätten als eigentlich not-
wendig? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe Frage 24 des Herrn Abgeordneten Tietjen 
auf: 

Welche Sicherheitsmaßnahmen hat die Bundesregierung 
eingeleitet bzw. wird sie einleiten, nachdem durch den 
Schiffsunfall besonders die ostfriesischen Nordseeinseln be-
troffen sind? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Tietjen, 
die niederländische Marine nahm zusammen mit 
Hubschraubern der niedersächsischen Polizei und 
der Bundesmarine die Suche nach den zunächst ver-
mißten 42 Zündern auf. Im Rahmen dieser Aktion 
wurden bis heute — teilweise auf dem Meer, teil-
weise an Land — 34 geborgen. Die Suche ist inzwi-
schen abgebrochen worden. 

Weil wegen der im englischen Kanal herrschen-
den Strömung — wie sich später herausstellte: zu 
Recht — vermutet wurde, daß einige Zünder auf die 
ostfriesischen Inseln und an die niedersächsische 
Küste getrieben würden, informierte und warnte die 
Polizei des Landes Niedersachsen die Öffentlichkeit 
über Presse und Rundfunk. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege! 

Tietjen (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie ja schon 
oft in Ostfriesland waren und deshalb auch etwas 
von der Schiffahrt verstehen sollten — zumal es Ihr 
Dienstbereich ist —, habe ich die Frage, ob meine 
Vermutung richtig ist, daß die Container, die über 
Bord gespült worden sind, offenbar an Deck dieses 
Schiffes nicht richtig gesichert gewesen sein kön-
nen. 
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Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
bitte Sie sehr herzlich um Verständnis: Ich kann 
diese Frage, die Sie gestellt haben, nicht bejahen, 
weil ich mich da natürlich auch nur auf Vermutun-
gen stützen müßte. Aber ich würde auch das nicht 
ausschließen können. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Tietjen. 

Tietjen (SPD): Noch eine Frage, Herr Staatssekre-
tär. Ist bei den Überprüfungen bestätigt worden, daß 
ein Teil der Schiffsladung — dieser Teil jedenfalls — 
von  einem schwedischen Unternehmen für Saudi-
Arabien bestellt war? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Dazu habe ich mich 
bereits in der ersten Antwort auf die Frage des Kol-
legen Ewen geäußert. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, da die Si-
cherheitsmaßnahmen, die hier in Rede stehen, unter 
Umständen in Zusammenarbeit mit dem Hersteller 
der Zünder und Granaten getroffen werden müssen, 
frage ich: sind Sie bereit, die Zusatzfragen, die Sie 
bisher mit Nichtwissen beantwortet haben — zu den 
Fragen 21 ff. —, uns im Laufe dieser Woche schrift-
lich zu beantworten? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Meinen Sie mit 
„Nichtwissen" die Hersteller? 

Dr. Hirsch (FDP): So ist es. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Für die Verladung 
sind eigentlich weniger die Hersteller als die Schiffs-
eigner zuständig. Wir haben uns hier natürlich erst 
einmal auch daran zu halten, ob die notwendigen Si-
cherheitsvorkehrungen und die Ladevorschriften, 
die durch die Reeder, durch die Schiffseigner getrof-
fen werden müssen, entsprechend eingehalten wor-
den sind. 

Ich will mich darüber hinaus gern bemühen, auch 
die Hersteller festzustellen und auch festzustellen, 
inwieweit diese durch eine nicht entsprechende Ver-
packung des Materials in den Containern zu dem 
Unfall mit beigetragen haben. 

Dr. Hirsch (FDP): Und uns das schriftlich mitzutei-
len? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Und Ihnen das 
schriftlich mitzuteilen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Ewen. 

Ewen (SPD): Herr Staatssekretär, unter der Vor-
aussetzung, daß die Deckladung nicht ordnungsge-
mäß gesichert war, frage ich: Gibt es die Möglichkeit, 
Regreßansprüche durchzusetzen, damit die nicht 
unerheblichen Aufwendugen bei der Bergung und 
Sicherung der Zünder finanziell abgegolten werden 
können? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich kann nicht sagen, 
wie diese rechtliche Situation ist. Denn ich bitte, zu 
bedenken, daß der Unfall in internationalen Gewäs-
sern passiert ist. Ich will auch diese Frage gern über-
prüfen lassen. 

(Ewen [SPD]: Danke schön! Eine weitere 
Frage!) 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, Sie hatten nur 
eine. Da gibt es keine weiteren mehr. 

Danke schön, Herr Staatssekretär. Ihr Fragenbe-
reich ist damit beendet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Forschung und Technologie auf. Herr Par-
lamentarischer Staatssekretär Stahl steht zur Be-
antwortung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 25 des Herrn Abgeordneten 
Weirich auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Restrisiko bei der 
Gen-Technologie, und kann sie mit absoluter Sicherheit aus-
schließen, daß es in der Bundesrepublik Deutschland zu gra-
vierenden Unfällen im Bereich der Gen-Technologie jemals 
kommen wird? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Kollege Wei-
rich, wie die Bundesregierung in ihrer Antwort auf 
die Kleine Anfrage zum Gen-Technologie-Gesetz 
vom 21. Juli 1981, Bundestagsdrucksache 9/682, aus-
geführt hat, bestehen bei der Anwendung der Tech-
nik der (in-vitro-)Neukombination von Nukleinsäu-
ren Risiken, insbesondere bei Verwendung von 
Krankheitserregern. 

Allerdings hat sich die vor einigen Jahren noch ge-
hegte Befürchtung, daß bei gentechnologischen Ex-
perimenten zufällig neuartige und besonders ge-
fährliche Krankheitserreger entstehen könnten, 
zwischenzeitlich als wenig wahrscheinlich erwiesen. 
Unfälle können aber nicht mit letzter Sicherheit aus-
geschlossen werden. Deshalb müssen die For-
schungsexperimente unter Sicherheitsvorkehrun-
gen durchgeführt werden. Die Bundesregierung hat 
entsprechende Richtlinien zum Schutz vor Gefahren 
durch neukombinierte Nukleinsäuren erlassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Weirich. 

Weirich (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, gibt es 
überhaupt Untersuchungen oder neuere Untersu-
chungen der Bundesregierung zu diesem Bereich? 
Oder greifen Sie auf das Ergebnis internationaler 
Forschungen zurück? 

(Vorsitz : Vizepräsident Wurbs) 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Weirich, 
ich greife auf Erfahrungen der Bundesregierung, 
aber natürlich auch auf internationale Erfahrungen 
zurück. Ich kann Ihnen folgendes sagen: z. B. wur-
den in der Bundesrepublik Deutschland bisher ins-
gesamt 480 Vorhaben in den verschiedenen Sicher-
heitsstufen durchgeführt, und zwar in der Stufe L 1/ 
B 2 acht, Sicherheitsstufe L 2/B 1 zweihundertzwei-
undsechzig, Sicherheitsstufe L 3 einhundertfünf- 
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Parl. Staatssekretär Stahl 
zehn und Sicherheitsstufe 4 null; sonstige Sicher-
heitsstufen: 95. Es sind also insgesamt 480 in der 
Bundesrepublik Deutschland, und zwar in 89 La-
bors. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Weirich. 

Weirich (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, die Bun-
desregierung hat bereits vor Jahren angekündigt, 
dem Hohen Haus ein Gen-Technologie-Gesetz vor-
zulegen: Wann wird ein entsprechender Gesetzent-
wurf der Bundesregierung hier ins Hohe Haus kom-
men? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Weirich, 
hier möchte ich auf die Drucksache 9/682 verweisen, 
die ich schon einmal genannt habe, also die Antwort 
auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten der CDU/ 
CSU, in der auch Ihr Name steht. Wir von seiten der 
Bundesregierung haben darin zu diesem Thema 
eine sehr ausführliche Auskunft gegeben. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, welche 
Forschungsprojekte werden zur Zeit vom Bundes-
ministerium für Forschung und Technologie hin-
sichtlich der Abschätzung möglicher Folgewirkun-
gen neuer biologischer Techniken auf die Gesell-
schaft gefördert? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Catenhu-
sen, ich habe eben die Zahl in bezug auf neukombi-
nierte Nukleinsäuren genannt. Sie haben die ge-
samte biotechnologische Forschung angesprochen. 
Ich habe die Zahlen nicht im Kopf. Ich kann Ihnen 
aber in etwa die finanzielle Größenordnung, in der 
sich das bewegt, sagen. Das sind für den Bereich 
Gen-Technologie etwa 15 Millionen DM pro Jahr 
und für den Bereich Biotechnologie etwa 40 Millio-
nen DM pro Jahr. 

Ich darf hinzufügen, Herr Kollege Catenhusen, 
daß der Bereich der Biotechnologien ein Schwer-
punkt im Bereich des Bundesforschungsministers 
für die nächsten Jahre ist, weil wir glauben, daß dies 
eine der zukunftsreichen Möglichkeiten für unser 
Land sein könnte. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Peter. Herr Abgeordneter, ich bitte Sie, sich das 
nächsten Mal etwas früher zu melden. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
ich die Frage des Kollegen Catenhusen richtig ver-
standen habe, ging es dabei um den Bereich der Si-
cherheitsforschung bei Genmanipulationen. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich darf 
darauf verweisen — und dies habe ich in der Ant-
wort auf die Frage des Kollegen Weirich sehr aus-
führlich dargestellt —, daß wir in der Bundesrepu-
blik Deutschland Richtlinien für diesen Bereich er-
lassen haben. Diese Richtlinien sind verbindlich für 
die Wissenschaft und Forschung im Bereich der 

Hochschulen sowie die von uns geförderten Vorha-
ben im Bereich der Industrie. 

Ich habe in der Antwort auf eine Zusatzfrage die 
Anzahl der Projekte in den verschiedenen Sicher-
heitsstufen aufgeführt. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfragen 
mehr. 

Ich rufe die Frage 26 des Abgeordneten Weirich 
auf: 

Gibt es nach Ansicht der Bundesregierung grundsätzliche 
Unterschiede zwischen einem möglichen Restrisiko im Be-
reich der Gen-Technologie und der Kernenergienutzung, und 
wie kann dies gegebenenfalls im einzelnen begründet wer-
den? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Weirich, 
die Unterschiede zwischen den Risiken in den Be-
reichen der Gen-Technologie und der Kernenergie-
forschung sind grundsätzlicher Art. 

Man kennt die Bedingungen, unter den radioakti-
ves Material entsteht, und weiß, wie es sich verhält. 
Die Wirkung radioaktiver Strahlen ist bekannt. Das 
mit der Kernenergienutzung verbundene Risiko ist 
auch unter Einbeziehung hypothetischer Schadens-
möglichkeiten eingehend untersucht worden und 
wird als vertretbar angesehen. 

Die Risiken bei der Gen-Technologie sind aus-
schließlich hypothetischer Natur. Sie sind im Denk-
modell konstruierbar und werden als Möglichkeit 
diskutiert. Die Wahrscheinlichkeit, durch gentechni-
sche Experimente Krankheitserreger gefährlicher 
zu machen, als sie ohnehin schon sind, bzw. Krank-
heitserreger aus ungefährlichen Organismen zu 
konstruieren, ist außerordentlich gering. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie der Bewertung zu, daß wir heute das Potential 
der Gefahren, die bei einer Anwendung der Gen-
Technologie auf den Menschen selbst entstehen 
können — Stichwort: Um- und Neukonstruktion des 
Menschen —, heute noch nicht abschätzen kön-
nen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Catenhu-
sen, ich stimme Ihnen nur in Teilen dessen, was Sie 
hier angeführt haben, zu. 

Ich möchte nochmals auf die sehr ausführliche 
Beantwortung der Kleinen Anfrage der CDU/CSU-
Fraktion vom 21. Juli 1981 verweisen, in der wir auch 
zu gesetzlichen Regelungen auf dem Gebiet der 
Gen-Forschung insgesamt Auskunft gegeben und 
gesagt haben, weshalb wir ein Gesetz, das in der Dis-
kussion stand, nicht weiter in Bewegung gesetzt ha-
ben. Nur ganz kurz dazu: Die Erkenntnisse in die-
sem Bereich haben ergeben, daß die Gefährlichkeit 
insgesamt überschätzt wurde. Dies gilt nicht nur für 
die Bundesrepublik Deutschland, sondern für die ge-
samte Wissenschaft der internationalen Welt. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfragen 
mehr. 
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Vizepräsident Wurbs 
Ich rufe die Frage 27 des Abgeordneten Kirschner 

auf. 

Wie hoch sind die finanziellen Gesamtaufwendungen, die in 
der Bundesrepublik Deutschland bisher zur Erforschung und 
Entwicklung der Atomenergie aufgewendet wurden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kirsch-
ner,  Ihre Anfrage beantworte ich wie folgt: Die Ge-
samtaufwendungen der öffentlichen Hand für Er-
forschung und Entwicklung der Kernenergietech-
nologien werden in der Bundesrepublik Deutsch-
land aufgebracht durch direkte Förderung von Pro-
jekten aus Mitteln des Bundeshaushalts, durch die 
Förderung der Forschungszentren des Bundes, in 
denen auch Forschungsentwicklungsarbeiten auf 
dem Gebiet der Kernenergie durchgeführt werden, 
sowie durch den 10%igen Anteil der Sitzländer die-
ser Forschungszentren. 

Auf dem Gebiet der Leichtwasserreaktortechnolo-
gie werden heute nur noch Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten für den Brennstoffkreislauf und 
für Reaktorsicherheitsforschung öffentlich geför-
dert. Die Förderung der Leichtwasserreaktortechno-
logie selbst wurde 1975 mit der Kommerzialisierung 
dieser Reaktorlinie eingestellt. Für die Förderung 
der Leichtwasserreaktortechnologien wurden von 
1956 bis 1981 einschließlich etwa 7,4 Milliarden DM 
an öffentlichen Mitteln aufgewandt. 

Für die Entwicklung der Brutreaktortechnologie 
wurden im gleichen Zeitraum ca. 3,5 Milliarden DM 
und für die Hochtemperaturreaktorlinie ca. 2,7 Milli-
arden DM an öffentlichen Mitteln aufgewandt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage stellt der 
Abgeordnete Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
auch sagen, wie hoch die Mittel sind, die bisher von 
der Wirtschaft für diese Projekte aufgewendet wur-
den, die Sie insgesamt genannt haben? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kirsch-
ner, das kann ich nicht genau sagen.  Aber  es ist wohl 
unbestritten, daß sich die Wirtschaft bei etwas 
marktnäheren Projekten natürlich auch zu einem 
Teil beteiligt, z. B. bei der Finanzierung des Schnell-
brutreaktors und des Hochtemperaturreaktors, die 
beide als Demonstrationsprojekte auch noch in den 
Bereich der Forschung fallen. 

Hinzugefügt werden muß wohl, daß sich die Wirt-
schaft auch im Bereich der Wiederaufarbeitung z. B. 
beteiligt, in dem Verträge zwischen der Wirtschaft 
und den einschlägigen Forschungszentren bestehen. 
Die genaue Zahl kann ich Ihnen nicht sagen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, bit-
te. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, sind in den 
von Ihnen genannten Zahlen auch die Etats der 
Kernforschungszentren mit enthalten? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kirsch-
ner, in diesen Zahlen sind auch die Kernforschungs-
zentren insgesamt enthalten. Lassen Sie mich am 

Beispiel des Leichtwasserreaktors einmal die ver-
schiedenartigen Zahlen aufführen. Diese 7,4 Milliar-
den DM setzen sich in etwa wie folgt zusammen: 3,55 
Milliarden DM seit 1956 für den Brennstoffkreislauf 
insgesamt, etwa 1,8 Milliarden DM für Reakatorsi-
cherheitsforschung und etwa 2,05 Milliarden DM für 
die  Reaktoren selbst, also z. B. Forschungsreakto-
ren, wenn sie aus dem Energieforschungsprogramm 
des Forschungsministers bezahlt wurden, die zum 
Teil auch an den Hochschulen sind. Dies nur als Bei-
spiel. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage 
stellt der Abgeordnete Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie 
eine Schätzung, wonach sich die öffentlichen Ausga-
ben zur Erforschung und Entwicklung der Atom-
energie auf mittlerweile ca. 20 Milliarden DM belau-
fen, für zu hoch gegriffen, wenn man bedenkt, daß ei-
nerseits auch ein erheblicher Teil der Grundlagen-
forschung im Bereich der Kernphysik nach dem 
Zweiten Weltkrieg in der Bundesrepublik in engem 
Zusammenhang mit der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie gestanden hat und andererseits etwa 
70% der Etats der Kernforschungszentren unmittel-
bar diesem Bereich zuzuordnen sind? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Catenhu-
sen, ich habe auf die Zusatzfrage des Herrn Kolle-
gen Kirschner, glaube ich, sehr deutlich dargestellt, 
daß der Bere ich, den Sie soeben angesprochen ha-
ben, in dieser Zahl enthalten ist. Ich kann die Zahl, 
die Sie hier hypothetisch genannt haben, in dieser 
Größenordnung nicht bestätigen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, sind 
Sie denn bereit, die Aufwendungen aus dem Bereich 
der Privatwirtschaft für die angesprochenen The-
men ermitteln zu 1 assen und mir nachzureichen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich glau-
be, daß es sehr schwierig ist, dies insgesamt durch-
zuführen, weil selbst beim Bau eines normalen 
Leichtwasserreakto.rs in verschiedenen Bereichen 
natürlich gewisse Forschungs- und Entwicklungsar-
beiten anfallen, weil die derzeitigen Kernkraftwerke 
nicht alle nach einem Konzept erstellt werden. So-
mit wird es, glaube ich, äußerst schwierig sein, Ih-
rem Wunsch zu entsprechen, die Zahlen für For-
schung und Entwicklung im Bereich der Privatwirt-
schaft genau aufzulisten. Ich bitte da wirklich um 
Verständnis. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Gilges. 

Gilges (SPD): Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär, wieviel von den zirka 13,6 Milliarden DM, die 
Sie genannt haben — wenn man das zusammen-
rechnet, sind es 13,6 Milliarden DM —, werden von 
den Zuschußnehmern., z. B. der Elektroindustrie, 
wieder zurückfließen, oder sind diese 13,6 Milliarden 
DM ausschließlich verlorene Zuschüsse, während 
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Gilges 
die Gewinne der Elektrounternehmer allein in deren 
Kasse gehen? Oder sind diese Unternehmer ver-
pflichtet, einen Teil der Gewinne, die sie auf Grund 
der Forschungsergebnisse erzielen konnten, zumin-
dest diese 13,6 Milliarden DM, an die Bundesregie-
rung zurückzuzahlen, und, wenn j a, wann werden 
diese 13,6 Milliarden DM an die Bundesregierung 
zurückgezahlt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gilges, 
die Förderung der Energieforschung in unserem 
Lande ist eine Aufgabe des Staates und natürlich 
auch eine Aufgabe der Privatwirtschaft. Wenn wir 
uns einmal die Relationen und die Zahlen dafür an-
sehen, was z. B. die Kernkraft in unserem Land für 
die Energieversorgung dieses Landes heute insge-
samt vom Volumen her zur Verfügung stellt, dann 
werden Sie feststellen, daß etwa 14 % der Stromver-
sorgung in unserem Land derzeit aus Kernreakto-
ren stammen. Dies entspricht einem Steinkohlevolu-
men von etwa 17 Millionen Tonnen pro Jahr. Wenn 
Sie darüber hinaus bedenken, daß derzeit weltweit 
141 000 Megawatt im Jahre 1980 insgesamt am Netz 
waren und dies einem Volumen von etwa 170 Millio-
nen Tonnen Steinkohle entspricht, und wenn Sie da-
bei bedenken, daß die Bundesregierung in ihrem 
Energieprogramm und auch die Sozialdemokrati-
sche Partei, z. B. das letzte Mal in München, be-
schlossen haben, daß das „Weg vom Öl" in unserem 
Lande eine sehr hohe Priorität hat, und wenn Sie be-
denken, daß sich die Zahl, die ich soeben genannt 
habe, auf die Preise am Weltmarkt für Energie ko-
lossal auswirkt, dann muß man, glaube ich, die Rela-
tionen der Forschungsaufwendungen auch zur not-
wendigen volkswirtschaftlichen Sicherung der 
Energieversorgung ins Verhältnis setzen und dabei 
bedenken, daß man damit gleichzeitig den Ländern 
der Dritten Welt hilft; denn sie leiden unter der 
Energieknappheit und den hohen Preisen am mei-
sten. Wenn Sie dies, Herr Kollege Gilges, in der von 
mir dargestellten Art einmal betrachten, so ist, 
glaube ich, eine Diskussion darüber entbehrlich, wer 
50 Pfennig mehr oder 500 Millionen DM weniger für 
das eine oder andere ausgegeben hat. 

(Gilges [SPD]: Ich wollte eigentlich wissen, 
wo die 13,6 Milliarden DM bleiben!) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, Sie ha-
ben nur eine Zusatzfrage. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, viel-
leicht darf ich dann noch zwei Sätze zusätzlich sa-
gen. 

Vizepräsident Wurbs: Bitte sehr. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gilges, es 
ist Ihnen bekannt, daß der Bereich der Energiefor-
schung wie alle anderen Bereiche im Bereich des 
Forschungsministeriums behandelt wird. In der Re-
gel ist es so, daß bei Projekten die Industrie einen 
Anteil von 50 % und der Staat einen Anteil von 50 % 
zu zahlen haben. Bei besonders risikoreichen Tech-
nologien — dies gilt für einen großen Teil der Ener-
gieforschung — sind die Sätze, die der Staat zu zah-
len hat, höher. Eine Rückzahlung der Fördermittel 

wird nur bei einem kleinen Teil besonders marktna-
her Projekte vereinbart. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weitere Zusatzfrage. 
Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Bildung und Wissenschaft auf. Die Fra-
gen 28 bis 32 werden nach Nr. 2 Abs. 2 der Richtli-
nien schriftlich beantwortet. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 33 des Abgeordneten Graf von 
Waldburg-Zeil auf: 

Sieht die Bundesregierung die als Schüler-BAföG geleiste-
ten Zahlungen mehr als Ausgleich zu den an einen Auszubil-
denden gezahlten Vergütungen an den jeweiligen Schüler 
oder mehr als Zuschuß zum Familieneinkommen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Die Ausbildungs-
förderung wird nach der gesetzlichen Definition in 
§ 11 Abs. 1 BAföG für den Lebensunterhalt und die 
Ausbildung geleistet. Schüler sind, obwohl sie selbst 
den Anspruch haben, nach dem Unterhaltsrecht ver-
pflichtet, die erhaltenen Förderungsleistungen in 
die Wirtschaftsgemeinschaft der Familie einzubrin-
gen. 

Entsprechend der vorbeschriebenen Rechtslage 
wertet die Bundesregierung die den Schülern gelei-
steten Förderungsbeträge als Zuschuß zum Fami-
lieneinkommen, der einkommensabhängig und da-
mit nicht allen Schülern gewährt wird. Insoweit ist 
die Ausbildungsförderung für Schüler nicht mit der 
von Betrieben an alle Auszubildenden gezahlten 
Ausbildungsvergütung vergleichbar. Die Familien-
sozialleistung BAföG erleichtert jedoch den Eltern 
die Entscheidung für eine weiterführende schuli-
sche Ausbildung ihrer Kinder, für die keine Ausbil-
dungsvergütung gezahlt wird. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Graf von Waldburg-Zeil, bitte sehr. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, wenn Sie BAföG richtig als einen Zuschuß 
zum Familieneinkommen werten, wie verträgt sich 
dann damit das Problem, wenn der Ernährer einer 
Familie durch Tod ausfällt und nunmehr weniger 
Einkommen für die Familie zur Verfügung steht, 
daß die Waisen, die übrigbleiben, möglicherweise 
schlechter gestellt werden, weil das Waisengeld bei 
Ihnen angerechnet wird? 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär: Sie haben uns, 
Herr Kollege, zu diesem Fall schon einmal geschrie-
ben. Wir haben Ihnen auch eine der gegenwärtigen 
Rechtslage entsprechende Antwort gegeben. Wahr-
scheinlich sollten wir noch einmal darüber diskutie-
ren, ob bei der nächsten Novellierung des Gesetzes, 
die sicher irgendwann kommen wird, auch dieser 
Tatbestand berücksichtigt werden kann. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage, bitte. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, darf ich Ihre Antwort auch so werten, daß El- 
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Graf von Waldburg-Zeil 
tern, die erfahren, daß in der Schule Lehrer den Kin-
dern sagen, BAföG stünde ihnen zu, einwandfrei 
nicht nach dem alten Sprichwort „Der Lehrer hat 
immer recht", sondern in diesem Falle nach dem 
Satz „Der Lehrer hat evident unrecht" verfahren 
dürfen? 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär: Ich gehe davon aus, 
daß die Eltern heute in der Regel nicht mehr glau-
ben, daß der Lehrer immer recht hat, und daß sie in 
einem solchen Falle z. B. in einer Elternversamm-
lung in der Schule solche Fragen aufklärend anspre-
chen. 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfrage mehr. 

Ich rufe Frage 34 des Abgeordneten Schirmer 
auf: 

Welche Initiativen hat die Bundesregierung unternommen, 
um die Beibehaltung der Trägerschaft des „Aktionspro-
gramms Schulsport" (Bundesregierung, Bundesländer, kom-
munale Spitzenverbände und Deutscher Sportbund) auch bei 
der Fortschreibung sicherzustellen, und wann rechnet die 
Bundesregierung mit der Verabschiedung der Neufassung 
dieses Gemeinschaftsprogramms? 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, auf 
Anregung der Bundesregierung hatte sich 1980 die 
Deutsche Sportkonferenz mit der Fortschreibung 
des Aktionsprogramms für den Schulsport befaßt. 
Die Bundesregierung hat ihr Interesse an einer un-
veränderten Trägerschaft und ihre fortdauernde Be-
reitschaft zur notwendigen Kooperation aller Ver-
antwortlichen in diesem Bereich unterstrichen. 

Mit dem Deutschen Sportbund stand und steht die 
Bundesregierung in dieser Frage in ständigem Kon-
takt. Die letzte Anfrage aus dem Deutschen Bundes-
tag nach dem Stand der Fortschreibung und der 
Bundesbeteiligung im März dieses Jahres hat die 
Bundesregierung zum Anlaß genommen, sich beim 
Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusmi-
nister der Länder in der Bundesrepublik Deutsch-
land schriftlich nach dem Sachstand zu erkundigen 
und eine erste Besprechung aller am Aktionspro-
gramm von 1972 Beteiligten im Herbst dieses Jahres 
vorzuschlagen. Unser Vorschlag ist dem zuständi-
gen Gremium der Kultusministerkonferenz zugelei-
tet worden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß der 
voraussichtlich noch 1982 zustande kommende ge-
meinsame Entwurf der Länder und des Deutschen 
Sportbundes für die Fortschreibung sowohl mit der 
Bundesregierung als auch mit den kommunalen 
Spitzenverbänden abgestimmt werden. Unter die-
sen Voraussetzungen rechnet die Bundesregierung 
nicht mit einer Verabschiedung des neuen Aktions-
programms vor der ersten Hälfte 1983. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte, Herr Ab-
geordneter. 

Schirmer (SPD): Herr Staatssekretär, wären Sie 
bereit, in Ihre Intention die hier im Deutschen Bun-
destag einvernehmlich gefaßte Entschließung ein-
fließen zu lassen, daß die Kultusminister der Bun-
desländer, der Deutsche Sportbund, die kommuna-
len Spitzenverbände dieses Programm gemeinsam  

nach den neueren Erkenntnissen fortschreiben, weil 
hier im Bundestag, wie gesagt, Einvernehmen dar-
über bestand und auch wohl weiter besteht und da-
mit die hier vertretenen Fraktionen und Parteien 
hinter diesem Programm stehen, auch in seiner ge-
samten Fortschreibung? 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
nehmen diese Unterstützung durch das Parlament 
natürlich auch mit auf den Weg in weitere Gesprä-
che zu diesem Thema. Die Bundesregierung geht da-
von aus, daß es sich hier um einen Sachverhalt han-
delt, der unter Art. 91 b Grundgesetz fällt, wo eine 
gemeinsame Kompetenz von Bund und Ländern für 
die Bildungsplanung festgelegt ist. 

Wir sehen uns allerdings dem etwas mißlichen 
Tatbestand gegenüber, daß der Deutsche Sportbund 
und die Kultusministerkonferenz im Januar 1980 
vereinbart haben, daß die Trägerschaft so wie 1972 
gestaltet werden sollte, daß zunächst jedoch nur die 
Kultusministerkonferenz und der Deutsche Sport-
bund die Fortschreibung als zwei Partner in Angriff 
nehmen wollten. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter. Bitte sehr. 

Schirmer (SPD): Herr Staatssekretär, ist es richtig, 
wenn ich daraus folgere, daß die Bundesregierung 
ihrerseits keinen eigenen Entwurf erarbeitet hat 
und auch nicht erarbeiten wird, und ist es — dabei 
nehme ich auf Ihre zuvor gegebene Antwort Bezug 
— richtig, daß Sie nun in dem Sinne Einfluß zu neh-
men versuchen, der auch vom Parlament so deutlich 
zum Ausdruck gebracht worden ist? 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär: Der Bundesbil-
dungsminister wird nach der Neuwahl des Präsidi-
ums des Deutschen Sportbundes mit großer Wahr-
scheinlichkeit noch im Mai zu einem Spitzenge-
spräch auch über dieses Thema mit dem Präsidium 
des Deutschen Sportbundes zusammentreffen. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe die Frage 35 des 
Herrn Abgeordneten Schirmer auf: 

Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für erforder-
lich, um baldmöglichst den Abbau der Benachteiligung des 
Sports in den Grund-, Haupt-, Sonder- und berufsbildenden 
Schulen gegenüber dem gymnasialen Bereich zu erreichen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär: Diese Frage be-
rührt in erster Linie Zuständigkeiten der Länder. 
Die angesprochenen Probleme im Sport an Grund-, 
Haupt-, Sonder- und berufsbildenden Schulen sind 
durch einen Mangel an fachlich qualifizierten Leh-
rern, in den berufsbildenden Schulen darüber hin-
aus auch durch einen Mangel an geeigneten Sport-
stätten verursacht. Die Bundesregierung hält es aus 
bildungsplanerischer Sicht für erforderlich, diesen 
Defiziten durch verbesserte Ausbildung von Sport-
lehrern und den Bau von Sportstätten für Berufs-
schulen zu begegnen. In die Fortschreibung des Ak-
tionsprogramms sollten hierzu entsprechende Ziel-
setzungen und Maßnahmenvorschläge aufgenom-
men werden. Die Bundesregierung ist im Rahmen 
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Parl. Staatssekretär Kuhlwein 
ihrer Zuständigkeiten und Möglichkeiten zur kon-
struktiven Zusammenarbeit mit den verantwortli-
chen Stellen der Länder und Gemeinden bei der Ver-
besserung des Schulsports bereit. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Schirmer (SPD): Herr Staatssekretär, wäre die 
Bundesregierung bereit, diese Überlegungen nicht 
nur bei den Erwägungen zur Fortschreibung des Ak-
tionsprogramms für den Sport an Schule und Hoch-
schule einzubeziehen, sondern auch — wenn dies zu-
sätzlich als nützlich und hilfreich angesehen wird — 
bei den Beratungen der Deutschen Sportkonfe-
renz? 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung ist auch dazu bereit. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter von Waldburg-Zeil. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, können Sie, obwohl Sie mit Recht gesagt ha-
ben, daß es sich hier um eine Länderangelegenheit 
handelt, bestätigen, daß es Länder gibt, in denen 
eine Benachteiligung der Grund- und Hauptschulen 
gegenüber den Gymnasien in keiner Weise besteht, 
und könnten Sie dabei vielleicht auch den Spitzen-
reiter und den „Minusreiter" nennen? 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär: Das kann ich im 
Augenblick nicht, Herr Kollege. Ich liefere Ihnen die 
Zahlen aber gerne nach. Wir haben in Beantwortung 
einer Kleinen Anfrage — die Drucksachennummer 
kann ich Ihnen im Moment nicht nennen — schon 
einmal aufgelistet, wie sich der Schulsport in den 
Ländern in den letzten zehn Jahren seit dem ersten 
Aktionsprogramm für den Schulsport entwickelt 
hat. Es gibt in den einzelnen Bundesländern sehr 
unterschiedliche Entwicklungen. Was ich hier zu 
den Defizitbereichen festgestellt habe, gilt also im 
Durchschnitt aller Länder. Während sich der Schul-
sport an den Gymnasien relativ gut entwickelt hat, 
liegen die Defizitbereiche, generell gesehen, immer 
noch bei den Grund-, Haupt-, Sonder- und vor allem 
bei den berufsbildenden Schulen. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern. Zur Beantwortung steht Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär von Schoeler zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Frage 45 des Herrn Abgeordneten 
Auch auf: 

Kann die Bundesregierung die Spitzenstellung der Bundes

-

republik Deutschland in der EG im durchschnittlichen Jah-
resverbrauch an Cadmium bestätigen, und schließt sie sich 
der Forderung der EG-Kommission an, den Gebrauch von 
Cadmium stärker einzuschränken, zu kontrollieren und es für 
Recycling zu nutzen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Herr Kollege Auch, ich wäre Ih-

nen dankbar, wenn ich Ihre beiden Fragen zusam-
menfassend beantworten könnte. 

Vizepräsident Wurbs: Sind Sie einverstanden, Herr 
Abgeordneter? — Das ist der Fall. 

Dann rufe ich noch die Frage 46 des Herrn Abge-
ordneten Auch auf: 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bisher ge-
troffen, und welche konkreten Vorstellungen hat sie künftig 
zur Einschränkung und zum beschleunigten Abbau des Cad-
miumverbrauchs? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Der Verbrauch 
von Cadmium in der Bundesrepublik Deutschland 
lag im Jahr 1980 bei 1 800 t. Zum Vergleich dazu: In 
Belgien und Luxemburg lag er zusammen bei 1 700 t, 
in Großbritannien bei 1 300 t und in Frankreich bei 
1 200 t. Der Verbrauch von Cadmium ist in der Bun-
desrepublik Deutschland wie in den meisten ande-
ren Mitgliedstaaten der EG seit Mitte der 70er Jah-
re leicht rückläufig. Eine weitere Verminderung 
des Cadmiumverbrauchs in der Bundesrepublik 
Deutschland um etwa 100 t jährlich wird auf Grund 
der Zusage des Industrieverbandes Kunststoffbah-
nen gegenüber dem Bundesminister des Innern, die 
Verwendung von Cadmium vom 1. Juli 1982 an um 
die Hälfte zu reduzieren, eintreten. Von der absolu-
ten Verbrauchshöhe kann allerdings nicht auf den 
Grad der Umweltgefährdung geschlossen werden — 
das ist das Entscheidende —, da eine Gefährdung 
durch Cadmium von der jeweiligen Verwendungsart 
abhängt. Im übrigen spielen die Emissionen von 
Cadmium aus ortsfesten Anlagen im Hinblick auf 
mögliche Umweltbelastungen eine größere Rolle als 
der Verbrauch in Produkten. 

Die Bundesregierung hat bereits eine Reihe von 
Maßnahmen zur Verminderung der Emissionen 
und des Verbrauchs von Cadmium eingeleitet. Ich 
erwähne einige Beispiele. 

Erstens. Das Abwasserabgabengesetz sieht die 
Erhebung einer Abwasserabgabe von 120 DM pro kg 
Cadmium im Jahre 1981 und von 400 DM pro kg Cad-
mium im Jahr 1986 vor. 

Zweitens. In Verbindung damit ist in den Verwal-
tungsvorschriften nach § 7 a des Wasserhaushalts-
gesetzes vorgesehen, daß für einige bedeutende Cad-
mium-Einleiter besondere Anforderungen festge-
legt werden. 

Drittens. Der von der Bundesregierung und dem 
Bundesrat vorgelegte Entwurf einer Klärschlamm-
verordnung sowie der vom Bundesminister des In-
nern erarbeitete Entwurf der Technischen Anlei-
tung zur Reinhaltung der Luft sollen die Belastung 
der Umwelt durch Cadmium ganz erheblich herab-
setzen. 

Neben diesen Beispielen sei noch auf folgendes 
hingewiesen: Die Bundesregierung hat zur Cadmi-
umfrage vom 2. bis 4. November 1981 eine Anhörung 
von Fachleuten durchgeführt. Diese Anhörung wird 
zu Zeit ausgewertet. Nach Abschluß der Auswertung 
wird die Bundesregierung entscheiden, ob und wel-
che weiteren Maßnahmen erforderlich sind. 
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Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Auch (SPD): Herr Staatssekretär, wie beurteilen 
Sie die Feststellung, die in einem Bericht der EG-
Kommission und der Gesellschaft für Strahlen- und 
Umweltforschung enthalten ist, daß im Durchschnitt 
der letzten zehn Jahre der Verbrauch in den EG-
Staaten um etwas über 2 % gestiegen ist, in der Bun-
desrepublik aber um fast 8 %? — Dies steht in ein-
deutigem Widerspruch zu dem, was Sie hier gerade 
vorgetragen haben. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Auch, ich habe mich in Vorbereitung auf die Frage-
stunde bemüht, die Äußerung der EG-Kommission, 
auf die Sie sich in Ihrer Fragestellung beziehen, zu 
bekommen. Das ist mir nicht gelungen. Auch eine 
Rückfrage bei dem Direktor der entsprechenden Ab-
teilung der EG-Kommission hat keinen Hinweis auf 
eine solche Äußerung ergeben. Ich wäre Ihnen also 
dankbar, wenn Sie mir, falls Sie eine bestimmte Äu-
ßerung meinen, diese zur Verfügung stellen könn-
ten. Ich kann das im Augenblick nicht erkennen. 

Die Zahlen, die ich Ihnen genannt habe, belegen, 
daß bereits vor 1980 ein leichter Rückgang da ist und 
daß auf Grund der erwähnten Maßnahmen weitere 
Rückgänge zu erwarten sind. Das ist auch unser po-
litisches Ziel. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage? — 
Bitte. 

Auch (SPD): Meinen Sie nicht, Herr Staatssekre-
tär, daß in diesem Bereich ein noch stärkerer Druck 
auf die Industrie und auf die Verarbeiter angebracht 
wäre? Denn letztlich hat doch der Staat und haben 
damit alle Bürger für die Folgeschäden geradezuste-
hen, und solche Zusagen sind nach den bisher vorlie-
genden Ergebnissen doch einfach zu unverbind-
lich. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wir haben mit Zusagen der Industrie im Bereich der 
Umweltpolitik teilweise sehr gute Erfahrungen ge-
macht. Das setzt natürlich auch voraus, daß wir die 
Einhaltung solcher Zusagen genau beobachten und 
uns immer vorbehalten — für den Fall, daß Zusagen 
nicht eingehalten werden — , auch entsprechende 
gesetzliche Maßnahmen zu ergreifen. 

Ich will Sie aber noch einmal darauf hinweisen, 
daß der Verbrauch von Cadmium bei der Produkt-
erstellung zwar ein wichtiger Bereich ist, aber unter 
dem Gesichtspunkt der Gefährdung der Umwelt 
nicht entscheidende. Entscheidend ist der Bereich 
der Emissionen. Wir haben mit unseren Maßnah-
men in beiden Bereichen — Emissionsbegrenzung 
auf der einen Seite und Verbrauchsabsenkung auf 
der anderen Seite — angesetzt, und ich glaube, daß 
diese Politik der Bundesregierung richtig ist und 
auch den Intentionen Ihrer Frage entspricht. Inso-
fern sehe ich keine Differenz. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Auch. 

Auch (SPD): Herr Staatssekretär, wie funktioniert 
in diesem Bereich die Zusammenarbeit mit den Län-
dern? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
es gibt seitens des Bundesministers des Innern kei-
nen Anlaß, über eine mangelnde Zusammenarbeit in 
diesem Bereich zu klagen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine letzte Zusatzfrage bit-
te. 

Auch (SPD): Wie schätzen Sie dann den Sachver-
halt ein, daß Sie Herr Staatssekretär, mir schon vor 
einem Jahr im Zusammenhang mit der Frage der 
Beseitigung von Flußschlämmen eine Übersicht dar-
über zugesagt haben, wie die Länder dies bewerk-
stelligen, diese Übersicht aber bisher noch nicht vor-
liegt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich muß den Vorgang aufklären. Ich kann Ihnen das 
im Augenblick nicht aus dem Kopf sagen, bin aber 
bereit, Ihnen das schriftlich zu beantworten. 

(Auch [SPD]: Ich komme auf Sie zu.) 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra-
gen! 

Die Frage 47 des Abgeordneten Dr. Hennig wird 
schriftlich beantwortet. 

Ich rufe die Frage 48 des Abgeordneten Bühling 
auf: 

Trifft es zu, daß sowohl die Bundesregierung als auch der 
Senat von Berlin die Gründung eines Museums für Deutsche 
Geschichte an verschiedenen Orten planen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Bühling, ich wäre dankbar, wenn ich Ihre beiden 
Fragen zusammen beantworten könnte. 

(Bühling [SPD]: Ja, bitte!) 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe dann auch die Frage 
49 auf: 

In welcher Weise erscheint es der Bundesregierung mög-
lich, beide Bemühungen zusammenzuführen und Berlin als 
Sitz dieses Museums vorzusehen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Es trifft zu, daß 
in Berlin erste Überlegungen angestellt worden 
sind, im Anschluß an die Preußen-Ausstellung ein 
„Deutsches Historisches Museum" einzurichten. Im 
Bereich des Bundes wird unter dem Gesichtspunkt 
der politischen Bildung überlegt, wie den Besuchern 
Bonns die Grundlagen und die Entwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland dargestellt werden 
können. 

Eine erste Kontaktaufnahme zu diesem Problem-
kreis hat zwischen Bundesinnenminister Baum und 
dem Senator für Wissenschaft und kulturelle Ange-
legenheiten, Professor Dr. Kewenig, am 21. April die-
ses Jahres stattgefunden. Dabei wurden Möglichkei-
ten der Zusammenarbeit erörtert. Konkrete Ergeb-
nisse liegen in einem so frühen Stadium der Überle-
gungen naturgemäß noch nicht vor. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Bühling. 
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Bühling (SPD): Herr Staatssekretär, wenn Sie auch 
von einem sehr frühen Stadium sprechen, so wissen 
Sie vielleicht doch, daß die öffentliche Diskussion — 
ich darf auf entsprechende Presseberichte verwei-
sen — schon ziemlich weit gediehen ist. Glauben Sie 
nicht, daß auch in einem sehr frühen Stadium schon 
die Grundsatzentscheidung gefällt werden sollte, 
wie ich sie in Frageform angedeutet habe, nämlich 
daß man in erster Linie einmal prüft, ob man das in 
Berlin machen könne? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Bühling, sicherlich muß diese Grundsatzentschei-
dung dann, wenn konzeptionelle Überlegungen für 
die inhaltliche Gestaltung solcher Museen vorliegen, 
getroffen werden. Ich habe auf Grund der Gesprä-
che, auch mit dem Berliner Senator für kulturelle 
Angelegenheiten, den Eindruck, daß es hier zu einer 
Abstimmung beider Vorstellungen kommen kann. 
Ich glaube, daß diese Abstimmung nicht beinhalten 
wird, daß wir in Bonn darauf verzichten müssen, un-
ter dem Gesichtspunkt der politischen Bildung ein 
Angebot der dargestellten Art zu machen. Ich würde 
es auch bedauern, wenn es in Bonn nicht möglich 
wäre, eine Darstellung der Geschichte der Bundes-
republik Deutschland und ihrer Wurzeln vorzuneh-
men. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Bühling? — Bitte. 

Bühling (SPD): Sie glauben also, Herr Staatssekre-
tär, wenn ich Sie recht verstanden habe, daß man 
beide Pläne thematisch auseinanderhalten kann, 
wenngleich gewisse Überschneidungen in Randfra-
gen natürlich nicht auszuschließen sind? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Bühling, im Augenblick sind die Fachleute dabei — 
sowohl in Berlin als auch bei uns in Bonn —, konzep-
tionelle Überlegungen anzustellen. Ich gehe davon 
aus, daß das, was Sie fragen, möglich ist. Wirklich be-
antworten kann ich Ihre Frage erst, wenn die Fach-
leute ihre konzeptionellen Vorstellungen in Berlin 
und bei uns auf den Tisch gelegt haben, aber ich bin 
zuversichtlich. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Bühling. 

Bühling (SPD): Herr Staatssekretär, welche Dring-
lichkeit messen Sie diesen Plänen im Hinblick dar-
auf bei — ich habe es vorhin schon erwähnt —, daß 
schon eine breite öffentliche Erörterung im Gange 
ist und daß man außerdem auch sehen muß, daß im 
anderen Teil der Stadt ein Museum besteht, das sich 
diesen Fragen sehr ausführlich widmet? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Bühling, was die Planungen in Berlin betrifft, so sind 
diese selbstverständlich in allererster Linie Sache 
des Berliner Senats; auch die Frage der Dringlich-
keit ist in allererster Linie von ihm zu beantwor-
ten. 

Was die Überlegungen der Bundesregierung be-
trifft, sowohl den Berliner Senat zu unterstützen, so-
weit ihr das möglich ist, als auch ihre eigenen Vor-

stellungen hier in Bonn zu entwickeln, so glaube ich, 
daß die Sache eine große Bedeutung für die Bundes-
republik Deutschland hat. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weitere Zusatzfrage 
mehr. 

Ich rufe die Frage 50 des Abgeordneten Peter 
(Kassel) auf: 

Wodurch ist nach Meinung der Bundesregierung die Ausrü-
stung des Bundesgrenzschutzes mit dem Panzerabwehrgerät 
101 mm zu rechtfertigen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Peter, der Entschluß zur Einführung des Panzerab-
wehrgeräts 101 mm war im Jahre 1960 gefaßt wor-
den. Zur Zeit wird das Panzerabwehrgerät im Bun-
desgrenzschutz nicht eingesetzt; das Gerät wird aus-
gesondert werden. Zur Zeit wird für polizeiliche 
Zwecke ein deckungsbrechendes Waffensystem er-
probt, über dessen Einführung nach Abschluß der 
Erprobungsversuche entschieden werden wird. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage? — Bitte sehr. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, halten 
Sie es im Hinblick auf die Aufgabenstellung des 
Bundesgrenzschutzes als Polizeieinheit für ange-
messen, die Ausrüstung des Grenzschutzes mit die-
sen panzerungsbrechenden Waffen zu erneuern? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe darauf hingewiesen, daß es jetzt um eine 
Entscheidung geht, die im Jahre 1960 gefällt worden 
ist. Dies liegt weit vor all den Entwicklungen, die es 
im Bereich der Deutschlandpolitik Gott sei Dank ge-
geben hat: ich erinnere nur beispielhaft an den 
Grundlagenvertrag. Ich bin deshalb der Meinung, 
daß für die zukünftige Ausbildung des Bundesgrenz-
schutzes nicht die Frage panzerabwehrender Waf-
fen, sondern die Frage von Einsatzmitteln im Vor-
dergrund steht, die für polizeiliche Zwecke geeignet 
sind. Dabei wird man allerdings auch berücksichti-
gen müssen, daß für polizeiliche Zwecke auch Waf-
fensysteme erforderlich sein können, die eine dek-
kungsbrechende Wirkung ermöglichen, z. B. dann, 
wenn es um das Öffnen verbarrikadierter Räume 
oder ähnliches geht. In diesem Bereich bewegen sich 
im Augenblick die laufenden Erprobungsversuche, 
die ich erwähnt habe. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, steht 
nicht eine Ausbildung an diesen deckungsbrechen-
den Geräten im Widerspruch zu den Grundsätzen 
über den Einsatz von Schußwaffen im Zusammen-
hang mit der Ausbildung der Grenzschutzbeam-
ten? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kol-
lege, das kann ich angesichts der besonderen Aufga-
benstellung des Bundesgrenzschutzes nicht als ei-
nen Widerspruch empfinden. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weitere Zusatzfrage zu 
dieser Frage. 
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Vizepräsident Wurbs 
Ich rufe die Frage 51 des Abgeordneten Peter 

auf: 
Wie beurteilt die Bundesregierung Pressemeldungen, nach 

denen im Umkreis des Kernkraftwerks Neckarwestheim ver-
stärkt Mißbildungen aufgetreten sind? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Die Pressemel-
dungen, Herr Kollege, stützen sich auf eine im Auf-
trag der Grünen in Baden-Württemberg erstellte 
Studie des Instituts für Energie- und Umweltfor-
schung (IFEU) in Heidelberg. In dieser Studie wer-
den die Zahlen der Mißbildungen Neugeborener in 
den Landkreisen Ludwigsburg und Heilbronn vor 
und nach Inbetriebnahme des Gemeinschaftskern-
kraftwerkes Neckarwestheim verglichen. Nach An-
sicht des IFEU weisen die Mißbildungsraten in den 
vier Jahren nach Inbetriebnahme des Kernkraft-
werkes 1976 eine Verdoppelung bzw. Verdreifa-
chung auf. Diese Aussage ist wissenschaftlich schon 
deshalb nicht haltbar, weil die ermittelten Fallzah-
len zu gering sind, um statistisch schlüssige Unter-
schiede in der Mißbildungsrate verschiedener Re-
gionen aufzuzeigen, und Vergleichsuntersuchungen 
fehlen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte. 

Peter (Kassel) (SPD): In welcher Form wird .die 
Bundesregierung diesen Zahlen trotzdem nachge-
hen, um Gefährdungen auszuschließen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die wissenschaftlichen Schlußfolgerungen, die an 
diese Zahlen geknüpft worden sind, sind so unzutref-
fend und — das möchte ich auch deutlich sagen — 
unseriös, daß kein Anlaß besteht, dem nachzugehen. 
Es gibt zahlreiche Untersuchungen, die sich mit ähn-
lichen Problemstellungen beschäftigen. Wir hatten 
vor einigen Jahren Diskussionen um Untersuchun-
gen von einem Professor Sternglass aus den Ver-
einigten Staaten von Amerika. Alle diese Vermutun-
gen haben sich als nicht haltbar, als nicht nachweis-
bar erwiesen. Das ist sicherlich auch hier der Fall. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie also bestätigen, daß es keine signifikanten stati-
stischen Abweichungen gibt bei der Zahl der Mißbil-
dungen im Umfeld des Kernkraftwerkes Neckar-
westheim oder irgendeines anderen Kernkraftwer-
kes vom Durchschnitt der Mißbildungen, wenn man 
ihn langfristig betrachtet? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Es gibt keiner-
lei nachweisbaren Zusammenhang zwischen diesen 
beiden Zahlen. 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfrage mehr. 

Ich rufe die Frage 52 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Laufs auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage des Heidel-
berger Instituts für Energie und Umweltforschung IFEU, daß 
sich nach Inbetriebnahme des Kernkraftwerks Neckarwest-
heim die Zahl der Mißbildungen bei Neugeborenen in den 
Landkreisen Heilbronn und Ludwigsburg um 100 bzw. 200 

Prozent erhöht habe (vgl. Stuttgarter Zeitung vom 14. April 
1982 und Stuttgarter Nachrichten vom 19. April 1982), und wie 
wird sich die Bundesregierung bei der weiteren Förderung 
des IFEU-Instituts mit öffentlichen Mitteln verhalten? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Bezüglich der 
Beurteilung der Aussagen des Instituts für Energie- 
und Umweltforschung in Heidelberg über erhöhte 
Mißbildungsraten wiederhole ich die Wertung, die 
ich bereits eben in der Antwort auf die Frage des 
Kollegen Peter gegeben habe: die IFEU hat aus den 
vorliegenden Daten statistisch unzutreffende und 
wissenschaftlich unhaltbare Schlußfolgerungen ge-
zogen. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage möchte ich feststel-
len, daß die Bundesregierung die Vergabe von Zu-
wendungen für Forschungs- und Entwicklungs-
arbeiten grundsätzlich von den haushaltsrechtlich 
geforderten Qualifikationsvoraussetzungen, nicht 
aber vom Wohlverhalten des Antragstellers gegen-
über der Politik der Bundesregierung abhängig ge-
macht hat. Bei der Entscheidung über eventuelle 
weitere Forschungsanträge des IFEU wird deshalb 
auch weiterhin ausschließlich auf die Qualifikation 
abgestellt und danach entschieden werden. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Dr. Laufs, bitte. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, stim-
men Sie also meiner Beurteilung zu, daß das Vorge-
hen des IFEU-Instituts in diesem Fall mit Sicherheit 
als wissenschaftlich unseriös zu bezeichnen ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Laufs, ich weise darauf hin, daß wir hier im Augen-
blick über drei Seiten einer Studie von insgesamt 
216 Seiten reden. Wir haben uns nach den Presse-
meldungen und nach den Anfragen im Bundestag 
selbstverständlich bemüht, diese Studie zu bekom-
men. Ich habe sie heute morgen auf den Tisch be-
kommen. Ich kann keine umfassende Wertung die-
ser Studie unter wissenschaftlichen Gesichtspunk-
ten abgeben, nachdem sie erst wenige Stunden im 
BMI vorliegt. Aber die drei Seiten haben wir uns ge-
nau angesehen; sie sind wissenschaftlich in keiner 
Weise haltbar. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würden 
Sie mir im Grundsatz zustimmen, daß es höchst be-
denklich ist, wenn Steuergelder an Institute gegeben 
werden, die wissenschaftlich unseriös vorgehen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Laufs, ich stimme Ihnen insoweit zu, als die Frage 
der Qualifikation eines Instituts bei jeder Auftrags-
vergabe das entscheidende Kriterium sein muß. Wir 
haben das in der Vergangenheit beachtet. Wir haben 
als Bundesinnenministerium bisher dem IFEU ei-
nen abgeschlossenen Auftrag gegeben, dessen Er-
gebnis unseren Vorstellungen, was die Qualität der 
Arbeit angeht, voll entsprochen hat. Wir hatten also 
bisher aus eigener Erfahrung keinen Anlaß, an der 
Qualifikation zu zweifeln. Aber wir werden uns diese 
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Parl. Staatssekretär von Schoeler 
Studie jetzt sehr genau ansehen und unsere Schluß-
folgerungen daraus ziehen, wenn das unter Quali-
tätsgesichtspunkten erforderlich ist. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Jansen. Bitte. 

Jansen (SPD): Herr Staatssekretär, gibt es statisti-
sche Erhebungen über alle Standorte deutscher 
Kernkraftwerke oder im internationalen Bereich, 
die beweisen, daß das Institut im vorgelegten Be-
richt unseriös berichtet hat? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich darf vielleicht zunächst einmal, damit der Sach-
verhalt klarer wird, darauf hinweisen, daß es hier 
um Fallzahlen zwischen 3 und 21 geht, daß die Dun-
kelziffer bei Meldungen von Mißbildungen sehr 
hoch ist, daß die Behörden in den entsprechenden 
Landkreisen in den letzten Jahren in diesem kon-
kreten Fallmehrfach aufgerufen haben, Mißbildun-
gen verstärkt zu melden, daß im Jahre 1981 — diese 
Zahlen liegen mir jetzt vor; die lagen dem IFEU noch 
nicht vor — ein deutliches Absinken gegenüber 1980 
bei den gemeldeten Mißbildungen festzustellen war. 
Wenn Sie nur diese wenigen erwähnten Daten neh-
men, werden Sie feststellen, daß die Wertung, die ich 
hier abgegeben habe, nicht aus der Luft gegriffen ist, 
sondern sich auf einige Fakten stützt. Auf Grund ei-
ner so geringen Fallzahl sind die wissenschaftlichen 
Wertungen absolut unzulässig. Hier handelt es sich 
fast um Verdreifachung oder um Verdoppelung von 
Mißbildungsraten. Das Material, das mir bezüglich 
anderer Kernkraftwerke zur Verfügung steht — um 
auf diesen Teil der Frage einzugehen —, Ihnen zur 
Verfügung zu stellen, bin ich gern bereit. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Susset. 

Susset (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß dieses Institut, auch 
wenn es unseriöse Ergebnisse liefert, dadurch auf-
gewertet wird, daß es staatliche Unterstützung er-
hält? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich möchte noch einmal darauf hinweisen, daß wir 
uns bei der Vergabe von Aufträgen nicht daran 
orientieren, ob das Institut, dem wir einen Auftrag 
geben, unsere Politik für richtig hält. Ich habe ge-
sagt, daß ich im Augenblick von diesen 216 Seiten ei-
ner Studie drei Seiten genauer angesehen habe, daß 
sie sich die Mitarbeiter des BMI genau angesehen 
haben; die kann ich werten. Ich möchte meine Ge-
samteinstellung auch zu diesem Institut — und das 
gilt für das Bundesministerium des Innern — davon 
abhängig machen, wie die Arbeiten dieses Instituts 
insgesamt wissenschaftlich zu werten sind, und 
möchte jetzt nicht im Vorgriff auf Grund von drei 
Seiten auf Ihr Drängen hin eine Antwort abgeben, 
die ich unter Umständen korrigieren müßte, wenn 
ich das gesamte Gutachten gelesen habe. Das kann 
ich zur Zeit nicht ausschließen. Dafür müßten Sie ei-
gentlich Verständnis haben; denn, wie gesagt, das 
Gutachten liegt mir insgesamt erst seit etwa vier 
Stunden vor. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Staatssekretär, es lag in 
Ihrem Ermessen, die Frage zu beantworten, weil die 
Frage eine Wertung enthielt und normalerweise der-
artige Fragen nicht zulässig sind. — Zu dieser Frage 
keine weiteren Zusatzfragen mehr. 

Ich rufe die Frage 53 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Laufs auf: 

Welche Kriterien im einzelnen wendet die Bundesregie-
rung bei der Abwägung von Risiken der Strahlenexposition 
gegen wirtschaftliche und soziale Folgen möglicher staatli-
cher Verbotsmaßnahmen an, nachdem die Bundesregierung 
in ihrem Bericht an den Innenausschuß des Deutschen Bun-
destages vom 30. Dezember 1981 über die Strahlenexposition 
durch Baustoffe und mögliche Maßnahmen zur Verwen-
dungsbeschränkung bestimmter Baustoffe der Auffassung 
der SSK vom Dezember 1977 beigetreten ist und von einem 
Verbot bestimmter radium- und thoriumhaltiger Baustoffe 
absieht, weil sie sich noch nicht auf eine hinreichend gesi-
cherte Risiko-Nutzen-Analyse der Gesamtstrahlenexposition 
unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen und sozialen 
Konsequenzen stützen kann? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Laufs, für das Verwendungsverbot eines bestimm-
ten Baustoffes ist primär die Höhe der individuellen 
effektiven Jahresäquivalentdosis bestimmend, der 
die Bewohner eines Hauses ausgesetzt wären, wenn 
es unter Verwendung des betreffenden Baustoffes 
errichtet würde. Auf internationaler Ebene, insbe-
sondere bei der Internationalen Strahlenschutz-
kommission, wird derzeit diskutiert, ob daneben 
auch die kollektive Jahresäquivalentdosis als Beur-
teilungskriterium angewendet werden sollte, mit de-
ren Einführung auch der Zahl der betroffenen Per-
sonen bzw. dem Umfang, in dem der betreffende 
Baustoff eingesetzt wird, Rechnung getragen wür-
de. 

Bei der Festlegung konkreter Grenzwerte wird si-
chergestellt, daß die wirtschaftlichen und sozialen 
Konsequenzen der Grenzwertfestlegungen durch 
die Reduzierung des Strahlenriskos für den einzel-
nen und die Allgemeinheit zu rechtfertigen sind. 

Die Bundesregierung achtet im übrigen bei der 
Diskussion über die Festlegung von Grenzwerten 
darauf, daß durch die Grenzwertfestlegungen Ar-
beitsplatzverluste in der Baustoffe herstellenden In-
dustrie und Kostensteigerungen für Baustoffe nach 
Möglichkeit vermieden werden. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter, bitte. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, habe 
ich Ihre Antwort richtig dahin verstanden, daß Sie 
die Strahlenexposition durch Radon aus Baustoffen 
anders bewerten als die Exposition durch die sehr 
viel geringeren Aquivalentdosen aus der Kerntech-
nik, in deren Bereich unter Umständen ja auch sehr 
viele Arbeitsplätze auf dem Spiele stehen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung verfügt, wie sie in dem von Ih-
nen zitierten Bericht dargelegt hat, bisher noch 
nicht über genügende Informationen, um Rechtsvor-
schriften zur Limitierung der Strahlenexposition in 
Wohnräumen zu erlassen, zumal sich inzwischen er-
geben hat, daß Erhöhungen der Strahlenexpositio-
nen in Wohnräumen nicht allein auf die verwende- 
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Parl. Staatssekretär von Schoeler 
ten Baustoffe, sondern auch auf den Baugrund und 
bestimmte Konstruktionsmerkmale der betreffen-
den Gebäude zurückzuführen sind. Dies ist der ent-
scheidende Unterschied im Vergleich zu der von Ih-
nen angesprochenen Frage der Strahlenexposition 
durch nukleare Anlagen. 

Vizepräsident Wurbs: Letzte Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann 
ich davon ausgehen, daß die Bundesregierung das 
Strahlenminimierungsgebot der Strahlenschutzver-
ordnung nach dem Grundsatz, daß Sicherheit vor 

Wirtschaftlichkeit geht, gleichmäßig in allen Berei-
chen, in denen Expositionen auftreten, anwendet? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das ist einer der Grundsätze des Atomrechts. Selbst-
verständlich hält sich die Bundesregierung daran. 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
wir sind damit am Ende der Fragestunde ange-
langt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen 9 Uhr ein. Die Sitzung ist 
geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.31 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. van Aerssen * 30. 4. 
Dr. Ahrens ** 30. 4. 
Dr. Althammer ** 30. 4. 
Dr. Bardens ** 30. 4. 
Dr. Barzel 30. 4. 
Böhm (Melsungen) ** 30. 4. 
Büchner (Speyer) ** 30. 4. 
Conrad (Riegelsberg) 30. 4. 
Dr. Dollinger 30. 4. 
Eickmeyer ** 30. 4. 
Dr. Enders ** 30. 4. 
Engelsberger 30. 4. 
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Meinike (Oberhausen) 30. 4. 
Dr. Mertens (Bottrop) 28. 4. 
Dr. Mertes (Gerolstein) 30. 4. 
Metz 28. 4. 
Dr. Müller ** 30. 4. 
Müller (Wadern) ** 30. 4. 
Nelle 30. 4. 
Frau Pack ** 30. 4. 
Pensky ** 30. 4. 
Pohlmann 28. 4. 
Reddemann ** 30. 4. 
Rösch ** 30. 4. 
Sauer (Salzgitter) 30. 4. 
Dr. Schäuble ** 30. 4. 
Schmidt (München) ** 30. 4. 
Schmidt (Würgendorf) ** 30. 4. 
Schmitt (Wiesbaden) 28. 4. 
Schröder (Lüneburg) 30. 4. 
Schulte (Unna) ** 30. 4. 
Schwarz 30. 4. 
Dr. Freiherr 

Spies von Büllesheim ** 30. 4. 
Dr. Sprung ** 30. 4. 
Dr. Steger 28. 4. 
Topmann ** 29. 4. 
Dr. Unland ** 30. 4. 
Dr. Vohrer ** 30. 4. 
Wehner 30. 4. 
Dr. Wieczorek 30. 4. 
Dr. Wittmann ** 30. 4. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Parlaments 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-

sammlung des Europarates 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 26. März 1982 beschlos-
sen, zu den nachstehenden Gesetzen keinen Antrag gemäß Arti-
kel 77 des Grundgesetzes zu stellen: 

Gesetz zu dem Protokoll vom 10. Dezember 1981 zum Nordat-
lantikvertrag über den Beitritt Spaniens 

Gesetz zu der Vereinbarung vom 18. Mai 1981 zur Änderung 
des Unterzeichnungsprotokolls zum Zusatzabkommen vom 
3. August 1959 zu dem Abkommen zwischen den Parteien des 
Nordatlantikvertrages über die Rechtsstellung ihrer Truppen 
hinsichtlich der in der Bundesrepublik Deutschland statio-
nierten ausländischen Truppen 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 20. Mai 1980 über die Er-
haltung der lebenden Meeresschätze der Antarktis 

Die Vorsitzende des Finanzausschusses hat mit Schreiben vom 
30. März 1982 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende EG-
Vorlage für erledigt erklärt hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweili-
gen Aussetzung bestimmter Regeln zur Berechnung der Wäh-
rungsausgleichsbeträge (Drucksache 9/1506 Nr. 3) 

Die Vorsitzende des Finanzausschusses hat mit Schreiben vom 
23. März 1982 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EG-
Vorlagen für erledigt erklärt hat: 

Beschluß des AKP/EWG-Ministerrats, mit dem die Rech-
nungseinheit im Protokoll Nr. 1 über die Bestimmung des Be-
griffs „Ursprungswaren" und über die Methoden der Zusam-
menarbeit der Verwaltung des zweiten AKP/EWG-Abkom-
mens durch die ECU ersetzt wird 

Vorschlag einer Verordnung des Rates (EWG) zur Anwen-
dung des Beschlusses Nr..../81 des AKP/EWG-Ministerrats, 
durch den die Recheneinheit im Protokoll Nr. 1 über die Be-
stimmung des Begriffs „Ursprungswaren" und über die Me-
thode der Zusammenarbeit der Verwaltungen des zweiten 
AKP/EWG-Abkommens durch die ECU ersetzt wird (Druck-
sache 9/1272 Nr. 40) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Forschung und Technologie 
hat mit Schreiben vom 24. März 1982 mitgeteilt, daß der Ausschuß 
von einer Beratung der nachstehenden EG-Vorlagen abgesehen 
hat: 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Festlegung eines 
sektoralen Forschungs- und Entwicklungsprogramms auf 
dem Gebiet der Rohstoffe 1982 bis 1985 (Drucksache 9/826) 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Festlegung eines 
Forschungs- und Ausbildungsprogramms (1982 bis 1986) auf 
dem Gebiet der kontrollierten Kernfusion (Drucksache 
9/866) 

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses hat mit Schreiben 
vom 12. März 1982 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende 
EG-Vorlage zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Änderung des Be-
schlusses 77/271/EURATOM hinsichtlich des Gesamtbetra-
ges der Euratomanleihen, welche die Kommission im Hin-
blick auf den Beitrag für die Finanzierung von Kernkraftanla-
gen aufnehmen kann (Drucksache 9/1349 Nr. 4) 

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses hat mit Schreiben 
vom 24. März 1982 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende 
EG-Vorlage zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die erste Anwen-
dung des Beschlusses .../EWG zur Ermächtigung der Kom-
mission, Anleihen zur Investitionsförderung in der Gemein-
schaft aufzunehmen (Drucksache 9/1433) 
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Der Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
hat mit Schreiben vom 24. März 1982 mitgeteilt, daß zu den nachste-
henden EG-Vorlagen von einer Beratung abgesehen wurde: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Ausdeh-
nung der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 auf die Selbständigen 
und ihre Familienangehörigen (Drucksache 9/1272 Nr. 43) 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Änderung der Richt-
linie 77/728/EWG zur Angleichung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung, 
Verpackung und Kennzeichnung von Anstrichmitteln, Lak-
ken, Druckfarben, Klebstoffen und dergleichen (Drucksache 
9/782 Nr. 64) 

In seinem Schreiben vom 24. März 1982 hat der Vorsitzende des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung ferner mitgeteilt, daß 
der Ausschuß die nachstehende EG-Vorlage zur Kenntnis genom-
men hat: 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates über den Schutz der Ar-
beitnehmer gegen Gefährdung durch metallisches Blei und 
seine Ionenverbindungen am Arbeitsplatz (Drucksache 9/184 
Nr. 29) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
hat gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 mitgeteilt, daß der Ausschuß von der 
nachstehenden Vorlage Kenntnis genommen hat: 

Empfehlung Nr. 162 der Internationalen Arbeitsorganisation 
betreffend ältere Arbeitnehmer und Stellungnahme der Bun-
desregierung (Drucksache 9/1059) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mit Schrei-
ben vom 10. März 1982 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehen-
den EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 3501/80 zur Festsetzung von Pla-
fonds und zur Einrichtung einer gemeinschaftlichen Überwa-
chung der Einfuhren bestimmter Erzeugnisse mit Ursprung 
in Portugal (1981) (Drucksache 9/961 Nr. 2) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnungen (EWG) Nr. 2053/81, 2054/81, 2055/81, 
2056/81 und 2057/81 zur Eröffnung, Aufteilung und Verwal-
tung von Gemeinschaftszollkontingenten für bestimmte 
Weine der Tarifstelle ex 22.05 des Gemeinsamen Zolltarifs mit 
Ursprung in Portugal (1982) (Drucksache 9/961 Nr. 3) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Aprikosenpülpe der Tarifstelle ex 20.06 B II c) 1 aa) 
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Marokko 
(1982) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Aprikosenpülpe der Tarifstelle ex 20.06 B II c) 1 aa) 
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Tunesien (1982) 
(Drucksache 9/961 Nr. 4) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur vollständi-
gen oder teilweisen Aussetzung der Zollsätze des Gemeinsa-
men Zolltarifs für bestimmte Erzeugnisse der Kapitel 1 bis 24 
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Malta (1982) 
(Drucksache 9/961 Nr. 5) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für getrocknete Feigen der Tarifstelle ex 08.03 B des Ge-
meinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Spanien (1982) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für getrocknete Weintrauben der Tarifstelle 08.04 B) 1 
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Spanien (1982) 
(Drucksache 9/961 Nr. 6) 

Empfehlung für Verordnungen (EWG) des Rates 
— über den Abschluß des Abkommens zwischen der Europäi-

schen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Staat Israel hin-
sichtlich der Einfuhr haltbar gemachter Fruchtsalate mit 
Ursprung in Israel in die Gemeinschaft (1982) 

— über den Abschluß des Abkommens zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Demokratischen 
Volksrepublik Algerien hinsichtlich der Einfuhr haltbar 
gemachter Fruchtsalate mit Ursprung in Algerien in die 
Gemeinschaft (1982) 

— über den Abschluß des Abkommens zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Ma-
rokko hinsichtlich der Einfuhr haltbar gemachter Frucht-
salate mit Ursprung in Marokko in die Gemeinschaft 
(1982) 

— über den Abschluß des Abkommens zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tunesischen Re-
publik hinsichtlich der Einfuhr haltbar gemachter Frucht-
salate mit Ursprung in Tunesien in die Gemeinschaft 
(1982) 

— über den Abschluß des Abkommens zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Demokratischen 
Volksrepublik Algerien hinsichtlich der Einfuhr von To-
matenkonzentraten mit Ursprung in Algerien in die Ge-
meinschaft (1982) (Drucksache 9/1041 Nr. 1) 

Jahreswirtschaftsbericht 1981-1982 (Drucksache 9/1041 
Nr. 2) 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Verlängerung 
des vorläufigen Antidumpingzolls für Phenol mit Ursprung in 
den Vereinigten Staaten von Amerika (Drucksache 9/1041 
Nr. 3) 

Vorschläge für Verordnungen (EWG) des Rates zur Festset-
zung der Richtplafonds und zur Einrichtung einer gemein-
schaftlichen Überwachung der Einfuhren bestimmter Waren 
mit Ursprung in Österreich, Finnland, Norwegen und Schwe-
den (1982). (Drucksache 9/1041 Nr. 4) 

Entwurf eines Beschlusses Nr. 1/81 des Gemischten Aus-
schusses EWG-Österreich, EWG-Schweiz — Gemeinschaftli-
ches Versandverfahren — zur Änderung der Anlage II zum 
Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und Österreich und der Schweiz zur Anwendung der 
Bestimmungen über das gemeinschaftliche Versandverfah-
ren 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchfüh-
rung des Beschlusses Nr. 1/81 des Gemischten Ausschusses 
EWG-Österreich, EWG-Schweiz — Gemeinschaftliches Ver-
sandverfahren — zur Änderung der Anlage II zum Abkom-
men zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und Österreich und der Schweiz zur Anwendung der Bestim-
mungen über das gemeinschaftliche Versandverfahren 
(Drucksache 9/1088 Nr. 1) 

Entwurf für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Grège, weder gedreht noch gezwirnt, der Tarifnum-
mer 50.02 des Gemeinsamen Zolltarifs (1982) 

Enwurf für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Garne, ganz aus Seide, nicht in Aufmachungen für 
den Einzelverkauf, der Tarifnummer ex 50.04 des Gemeinsa-
men Zolltarifs (1982) 

Entwurf für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Garne, ganz aus Schappeseide, nicht in Aufmachung 
für den Einzelverkauf, der Tarifnummer 50.04A des Gemein-
samen Zolltarifs (1982) (Drucksache 9/1088 Nr. 2) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll-
kontingents für bestimmtes Sperrholz aus Nadelholz, der Ta-
rifnummer ex 44.15 des Gemeinsamen Zolltarifs (1982) 
(Drucksache 9/1088 Nr. 3) 

Entwicklung einer Energiestrategie für die Gemeinschaft 
(Drucksache 9/1088 Nr. 5) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontin-
gents für Ferrosilizium der Tarifstelle 73.02 C des Gemeinsa-
men Zolltarifs (1982) 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontin-
gents für Ferrosiliziummangan der Tarifstelle 73.02 D des Ge-
meinsamen Zolltarifs (1982) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontin-
gents für Ferrochrom, mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 
0,10 Gewichtshundertteilen oder weniger und an Chrom von 
mehr als 30 bis 90 Gewichtshundertteilen (hochraffiniertes 
Ferrochrom) der Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemeisamen Zoll-
tarifs (1982) (Drucksache 9/1088 Nr. 6) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkon-
tingents für Zeitungsdruckpapier der Tarifstelle 48.01 A des 
Gemeinsamen Zolltarifs (1982) und zur Ausdehnung dieses 
Kontingents auf bestimmte andere Papiere (Drucksache 
9/1088 Nr. 7) 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen 
Aussetzung von autonomen Zollsätzen des Gemeinsamen 
Zolltarifs für einige industrielle Waren (Drucksache 9/1131 
Nr. 1) 

Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates über den Ab-
schluß des Abkommens in Form eines Briefwechsels zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
portugiesischen Republik über zubereitete oder haltbar ge-
machte Tomaten der Tarifstelle 20.20 C des Gemeinsamen 
Zolltarifs (Drucksache 9/1131 Nr. 2) 

Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates über den Ab-
schluß des Zusatzprotokolls zu dem Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Haiti über den 
Handel mit Textilwaren im Anschluß an den Beitritt der Re-
publik Griechenland zur Gemeinschaft (Drucksache 9/1131 
Nr. 3) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung von Gemeinschaftszollkon-
tingenten für bestimmte Textilerzeugnisse der Tarifnum-
mern 55.05 und 55.09 und der Tarifstelle ex 58.01 A des Ge-
meinsamen Zolltarifs, mit Herkunft aus der Türkei (1982) 
(Drucksache 9/1131 Nr. 4) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Aus-
fuhrregelung für bestimmte Bearbeitungsabfälle und be-
stimmten Schrott aus NE-Metallen (Drucksache 9/1131 
Nr. 5) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung 
und Verwaltung eines präferentiellen Gemeinschaftsplafonds 
für bestimmte in der Türkei raffinierte Erdölerzeugnisse und 
zur Einrichtung einer gemeinschaftlichen Überwachung der 
Einfuhren dieser Erzeugnisse (1982) (Drucksache 9/1131 
Nr. 7) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 2761/81 zur Einführung eines end-
gültigen Antidumpingzolls auf o-Xylol (Orthoxylol) mit Ur-
sprung in Puerto Rico und den Vereinigten Staaten von Ame-
rika (Drucksache 9/1131 Nr. 8) 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen 
Aussetzung der autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zoll-
tarifs für einige Erzeugnisse, die zur Verwendung beim Bau, 
bei der Instandhaltung oder der Instandsetzung von Luftfahr-
zeugen bestimmt sind (Drucksache 9/1131 Nr. 9) 

Empfehlung für eine Verordnung (EWG) des Rates über den 
Abschluß eines Abkommens in Form eines Briefwechsels zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem 
Königreich Marokko über die Einfuhr von zubereiteten oder 
haltbar gemachten Sardinen mit Ursprung in Marokko in die 
Gemeinschaft 

Empfehlung für eine Verordnung (EWG) des Rates über den 
Abschluß eines Abkommens in Form eines Briefwechsels zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tu-
nesischen Republik über die Einfuhr von zubereiteten oder 
haltbar gemachten Sardinen mit Ursprung in Tunesien in die 
Gemeinschaft (Drucksache 9/1169 Nr. 1) 

Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates über den Ab

-

schluß des Zusatzprotokolls zu dem Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 

Guatemala über den Handel mit Textilwaren im Anschluß an 
den Beitritt der Republik Griechenland zur Gemeinschaft 
(Drucksache 9/1169 Nr. 2) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 438/81 zur Festsetzung der 
Einfuhrregelung für Waren mit Ursprung in Jugoslawien in-
folge des Beitritts der Republik Griechenland (Drucksache 
9/1272 Nr. 1) 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 3449/80 zwecks Erweiterung der Wa-
ren mit Ursprung in Rumänien, bei denen die mengenmäßi-
gen Beschränkungen bei der Einfuhr in die Gemeinschaft 
aufgehoben werden 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates über das Abkom-
men in Form eines Briefwechsels mit Rumänien zur Ände-
rung bestimmter Anhänge zum Abkommen zwischen der Ge-
meinschaft und Rumänien über den Handel mit gewerblichen 
Waren (Drucksache 9/1272 Nr. 2) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung der Gemeinschaftszollkon-
tingente für bestimmte Gewebe und bestimmten Samt und 
Plüsch, auf Handwebstühlen hergestellt, der Tarifnummern 
ex 50.09, ex 55.07 und ex 58.04 des Gemeinsamen Zolltarifs 
(1982) (Drucksache 9/1272 Nr. 3) 

Neue Leitlinien und Prioritäten der Regionalpolitik (Drucksa-
che 9/1272 Nr. 4) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 3508/80 zur Verlängerung der 
Handelsregelung mit Malta über den 31. Dezember 1981 hin-
aus (Drucksache 9/1272 Nr. 5) 

Vorschlag einer Entscheidung des Rates zur Genehmigung 
der Verlängerung oder stillschweigenden Verlängerung be-
stimmter, zwischen Mitgliedstaaten und dritten Ländern ge-
schlossener Handelsabkommen (Drucksache 9/1272 Nr. 6) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur vollständi-
gen oder teilweisen Aussetzung der Zollsätze des Gemeinsa-
men Zolltarifs für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse 
mit Ursprung in der Türkei (1982) (Drucksache 9/1272 Nr. 7) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll-
kontingents für bestimmte handgearbeitete Waren (1982) 
(Drucksache 9/1272 Nr. 8) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung 
einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur Förderung 
des Wohnungsbaus in Nordirland im Rahmen eines integrier-
ten Vorhabens in Belfast (Drucksache 9/1272 Nr. 9) 

Entwurf für eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll-
kontingents für Spinnfäden aus Poly-p-Phenylenterephthala-
mid, zum Herstellen von Reifen, der Tarifstelle ex 51.01 A des 
Gemeinsamen Zolltarifs (Drucksache 9/1272 Nr. 10) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 562/81 über die Senkung der 
Zölle bei der Einfuhr bestimmter Agrarerzeugnisse mit Ur-
sprung in der Türkei in die Gemeinschaft (Drucksache 9/1272 
Nr. 11) 

Beschluß des Gemischten Ausschusses zur weiteren Ergän-
zung und Änderung der dem Protokoll Nr. 3 über die Bestim-
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" oder „Ur-
sprungserzeugnisse" und über die Methoden der Zusammen-
arbeit der Verwaltungen als Anhang beigefügten Listen A 
und B 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die An-
wendung des Beschlusses Nr. ... des Gemischten Ausschus-
ses (EWG) (2) zur weiteren Ergänzung und Änderung der dem 
Protokoll Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs ,,Erzeug-
nisse mit Ursprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" und über 
die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen als 
Anhang beigefügten Listen A und B (Drucksache 9/1272 
Nr. 12) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnungen (EWG) Nr. 1892/79 und (EWG) Nr. 2592/79 
betreffend die Registrierung der Einfuhren von Rohöl und 
von Mineralölerzeugnissen in der Gemeinschaft (Drucksache 
9/1272 Nr. 13) 
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Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates über den Ab-
schluß des Zusatzprotokolls zu dem Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 
Peru über den Handel mit Textilwaren im Anschluß an den 
Beitritt der Republik Griechenland zur Gemeinschaft (Druck-
sache 9/1272 Nr. 14) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die Ver-
längerung der Anpassungsfrist der gemeinsamen Regelung 
für die Einfuhr aus Staatshandelsländern und die Einfuhr aus 
der Volksrepublik China (Drucksache 9/1272 Nr. 15) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 2940/81 zur Einführung eines end-
gültigen Antidumpingzolls auf Paraxylol (p-Xylol) mit Ur-
sprung in Puerto Rico, den Vereinigten Staaten von Amerika 
und den amerikanischen Jungferninseln (Drucksache 9/1272 
Nr. 16) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlänge-
rung der Regelung für den Handel Griechenlands mit den 
AKP-Staaten 

Entwurf für einen Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl zur Verlängerung der Gel-
tungsdauer der vorläufigen Regelung für den Handel der Re-
publik Griechenland mit den AKP-Staaten mit den in die Zu-
ständigkeit dieser Gemeinschaft fallenden Waren (Drucksa-
che 9/1272 Nr. 17) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung 
mengenmäßiger Beschränkungen für die Einfuhren be-
stimmter Juteerzeugnisse mit Ursprung in Bangladesch und 
Indien nach Griechenland (Drucksache 9/1272 Nr. 18) 

Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates über den Ab-
schluß des Zusatzprotokolls zu dem Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Volksrepu-
blik Bangladesch über den Handel mit Textilwaren im An-
schluß an den Beitritt der Republik Griechenland zur Ge-
meinschaft (Drucksache 9/1272 Nr. 19) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates, um die Han-
delsregelung mit Zypern über den 31. Dezember 1981 hinaus 
festzulegen (Drucksache 9/1289 Nr. 1) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die Ver-
längerung der Anpassungsfristen der gemeinsamen Einfuhr-
regelung (Drucksache 9/1289 Nr. 2) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 3306/80 hinsichtlich des end-
gültigen Antidumpingzolls auf mechanische Wecker (ausge-
nommen Reisewecker) und Uhren mit Weckerwerk mit Ur-
sprung in der Deutschen Demokratischen Republik und der 
UdSSR (Drucksache 9/1289 Nr. 3) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingen-
ten für Sardinen, zubereitet oder haltbar gemacht, der Tarif-
stelle 16.04 D des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in 
Marokko (1982) (Drucksache 9/1289 Nr. 5) 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates (EWG) zur Einfüh-
rung eines endgültigen Antidumpingzolls auf Phenol mit Ur-
sprung in den Vereinigten Staaten von Amerika (Drucksache 
9/1289 Nr. 6) 

Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten über eine Stromversorgung und Verwendung von 01 zur 
Stromerzeugung (Drucksache 9/252 Nr. 13) 

Vorschlag eines Beschlusses des Rates über die Gewährung 
von Finanzhilfen zu Lasten des Gesamthaushaltsplans der 
Europäischen Gemeinschaften an die Europäische Gemein-
schaft für Kohle und Stahl (Drucksache 9/184 Nr. 27) 

Empfehlung zu einem Beschluß des Rates, mit dem die Kom-
mission zu Verhandlungen über ein Abkommen zur Errich-
tung eines Europäischen Forschungsinstituts für Wirtschafts- 
und Sozialpolitikermächtigt wird (Drucksache 9/184 Nr. 23) 

Vorschläge der Kommission an den Rat über die Festlegung 
des Schemas der allgemeinen Zollpräferenzen der Gemein-
schaft für den Zeitraum 1982 bis 1985 und seine Anwendung 
ab 1982 (Drucksache 9/821 Nr. 1) 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Zusatzfrage 
des Abgeordneten Funk (Gutenzell) (CDU/CSU) zur 
Frage des Abgeordneten Dr. von Geldern (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/1134 Frage 9, 72. Sitzung, Seite 
4180 C): 

In der Fragestunde am 9. Dezember 1981 hatte ich 
auf Ihre Zusatzfrage zum Krankenstand in der FAO 
schriftliche Beantwortung zugesagt. Nachdem ich 
die einschlägigen Informationen aus Rom erhalten 
habe, teile ich Ihnen folgendes mit: 

Der in der Presse behauptete 20 % über dem UN-
Durchschnitt liegende Krankenstand trifft nach An-
gaben des FAO-Sekretariats nicht zu. Eine in den 
Jahren 1974/75 durchgeführte Erhebung über den 
Ausfall von Arbeitstagen bei internationalen Orga-
nisationen in Genf und Rom habe zu folgendem Er-
gebnis geführt: 

Organisation 	 Arbeitstage 

Vereinte Nationen (VN), Genf 	 6,7 

Internationale Arbeitsorganisation 
(ILO), Genf 	 8,0 

Weltgesundheitsorganisation (WHO), Genf 6,5 

Internationale Fernmeldeunion 
(ITU), Genf 	 11,1 

Allgemeines Zoll- und 
Handelsabkommen (GATT), Genf 	7,7 

Internationales Handelszentrum 
UNCTAD/GATT (ITC), Genf 	 4,9 

Weltorganisation für Meteorologie 
(WMO), Genf 	 8,7 

Weltorganisation für Geistiges 
Eigentum (WIPO), Genf 	 6,5 

Kinderhilfswerk der Vereinten 
Nationen (UNICEF), Genf 	 8,0 

Ernährungs- und Landwirtschafts

-

organisation der VN 
(FAO), Rom 	 8,8 

Diese Aufstellung zeigt, daß der Krankenstand bei 
der FAO 1974/75 nicht erheblich von dem anderer 
größerer UN-Organisationen in Genf abwich. Das 
FAO-Sekretariat macht im einzelnen hierzu darauf 
aufmerksam, daß ein Drittel des in Rom tätigen hö-
heren Dienstes älter als 50 Jahre ist. Der Alters-
durchschnitt bei den Genfer Organisationen liege 
niedriger. Auch müsse zwangsläufig ins Gewicht fal-
len, daß ein großer Teil der FAO-Bediensteten für 
kürzere oder längere Zeit in Gebieten tätig war, die 
vom Klima und Lebensumständen her besondere 
Belastungen bei meist schlechter medizinischer 
Versorgung bedeuten. 

Bei einer vom medizinischen Dienst der FAO im 
Jahre 1980 durchgeführten vertraulichen Erhebung 
und Analyse des Krankenstandes, die u. a. auch die 
Ursachen der Erkrankungen einbezog, sei die 
Gruppe der überdurchschnittlich krank gemeldeten 
Bediensteten besonders eingehend untersucht wor- 
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den. Rund 8 % des Personalbestandes verursache 
40 % der ausfallenden Arbeitstage. Die Gründe hier-
für seien meist schwere, teils chronische Erkran-
kungen. Nur in den wenigsten Fällen sei hier Alko-
holmißbrauch am Krankheitsbild beteiligt. Der 
FAO-Generaldirektor hat aufgrund dieser Untersu-
chung dennoch Ende 1980 alle Bediensteten zu höhe-
rer Arbeitsleistung aufgefordert. Wegen der Schutz-
würdigkeit der erhobenen Einzeldaten hat das FAO-
Sekretariat zu verschiedenen Presseäußerungen 
keine Stellung genommen. 

Anlage 4 

Ergänzende Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des 
Abgeordneten Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1134 Frage 10, 72. Sitzung, Seite 
4181A): 

In der Fragestunde am 9. Dezember 1981 hatte ich 
auf Ihre Zusatzfrage zum Anteil der Personal- und 
Sachkosten im Verhältnis zu den Mitteln zur Welter-
nährungssicherung am gesamten FAO-Haushalt 
schriftliche Beantwortung zugesagt. Einige Daten 
zum FAO-Haushaltsabschluß 1981 waren erst jetzt 
erhältlich. Auf die Angelegenheit zurückkommend, 
teile ich Ihnen nunmehr folgendes mit: 

Die Tätigkeit der FAO ist generell darauf ausge-
richtet, die Welternährungssituation zu verbessern 
und damit zur Welternährungssicherung beizutra-
gen. Dieses Mandat ist durch die Welternährungs-
konferenz (1974) noch verstärkt worden. Seitdem 
hat die FAO insbesondere den Ausschuß für Welter-
nährungssicherheit eingesetzt, ein weltweites Infor-
mations- und Frühwarnsystem für Ernährung und 
Landwirtschaft aufgebaut, ein Hilfsprogramm zur 
Ernährungssicherheit eingerichtet und mit ihrem 
Aktionsplan für Welternährungssicherheit politisch 
wichtige Anstöße zu praktischen Maßnahmen für 
mehr Welternährungssicherheit gegeben, wie natio-
nale Lagerhaltung, Kriterien zur Haltung und Frei-
gabe von Lagerbeständen, Sondermaßnahmen zu-
gunsten der einkommensschwächsten Entwick-
lungsländer (Erhöhung der Nahrungsmittelhilfe, zu-
sätzliche Zahlungsbilanzhilfen durch den Interna-
tionalen Währungsfonds, Erreichung des 500 000-
Tonnen-Zieles der Internationalen Nahrungsmittel-
notreserve). Hinzu kommen: die generell stärkere 
Ausrichtung der Tätigkeiten auf produktionsorien-
tierte Maßnahmen und die Einrichtung und Durch-
führung einer Anzahl Sonderprogramme (Verhinde-
rung von Nahrungsverlusten, Düngemittelpro-
gramm, Saatgutprogramm, Milch- und Fleischerzeu-
gungsprogramm, Kontrolle der afrikanischen Tier-
Trypanosomiasis und damit verbundene Entwick-
lungsmaßnahmen, Kontrolle der Wüstenheuschrek-
ken- und anderer sich ausbreitender Plagen, Folge-
maßnahmen zur Weltkonferenz über Agrarreform 
und ländliche Entwicklung (1979), Hilfsmaßnahmen 
in besonderen Notstandsfällen). 

Unter Zugrundelegung von Mandat und Arbeits-
programm ist davon auszugehen, daß der überwie-

gende Teil der von der FAO eingesetzten Mittel di-
rekt oder mittelbar der Ernährungssicherung zu-
gute kommt. Das gilt für den regulären Haushalt 
ebenso wie für den „außerordentlichen Haushalt", 
für den 1980-1981 nach Sekretariatsschätzungen 
75% der Ausgaben der Förderung der Produktion 
pflanzlicher Nahrungsgüter dienten. Hinzu kommen 
u. a. Förderungsmaßnahmen für die tierische Pro-
duktion, Fischerei und Lagerhaltung. 

Die FAO ist in ihren beiden Funktionen „Welt-
agrarministerium" und „Agentur für Agrarentwick-
lungshilfe" in erster Linie Dienstleistungsorganisa-
tion für die 152 Mitgliedstaaten und das System der 
Vereinten Nationen insgesamt. Zu ihrem Haushalt 
und dessen Verwendung sei nachstehend ausge-
führt: 

1. Der FAO standen im Haushaltsjahr 1981 
441,7 Mill. US-Dollar zur Verfügung. Hiervon ent-
fielen 139 Mill. US-Dollar auf den regulären 
Haushalt, der aus den Beiträgen der Mitglied-
staaten gedeckt wird. 302,7 Mill. US-Dollar sind 
dem „außerordentlichen Haushalt" zuzurechnen, 
d. h. es sind Mittel, welche der FAO zur Durch-
führung von Maßnahmen und Programmen von 
dritter Seite zur Verfügung gestellt wurden. Für 
diesen Zweck erhielt die FAO 1981 zusätzlich 
schätzungsweise 41 Mill. US-Dollar Kostener-
stattung. 

Die Ausgaben des regulären Haushalts 1980-
1981 gliederten sich wie folgt auf: Personalausga-
ben 57,9 %, kurzfristige Berater 5,4 %, Dienstrei-
sen 3,8 %, Auftragsvergabe 3,5 %, Betriebsausga-
ben 7,8 %, Veröffentlichungen und Dokumente 
6,5%, Computereinsatz 1,3 %, weitere Sachausga-
ben 13,8 %. 

Aus dem regulären Haushalt wird in erster Linie 
die agrar-, handel- und entwicklungspolitische 
Grundlagenarbeit für die 152 Mitgliedstaaten 
und das VN-System insgesamt zu den Bereichen 
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Fische-
rei finanziert. Unmittelbar als Projektmittel zur 
Förderung der Landwirtschaft und ländlichen 
Entwicklung wurden 11,7 % im Rahmen des Pro-
gramms für Technische Zusammenarbeit (TCP) 
verwendet. 

2. Im „außerordentlichen Haushalt" wurden 1981 
für „Feldprogramme", d. h. für Maßnahmen zur 
Förderung von Ernährung, Landwirtschaft, Fi-
scherei und Forstwirtschaft sowie ländliche Ent-
wicklung in Mitgliedstaaten 302,7 Mill. US-Dollar 
aufgewandt. Hiervon hatten 182,6 Mill. US-Dollar 
das Entwicklungsprogramm der VN (UNDP) be-
reitgestellt und 120,1 Mill. US-Dollar andere Ge-
ber, darunter Mitgliedstaaten 53,1 Mill. US-Dol-
lar auf Treuhandbasis. Für die Durchführung 
von Programmen und Projekten im Auftrage 
Dritter erhebt die FAO einen Verwaltungsko-
stenanteil von 5% bis maximal 13 %. 

Eine Aufgliederung der Drittmittel nach Sach-, 
Verwaltungs-, Personal- und anderen Kosten 



5804* 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 96. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 28. April 1982 

liegt für 1981 nicht vor, doch gibt die Aufschlüsse-
lung der UNDP-Mittel für 1980 (168 Mill. US-Dollar) 
einen gewissen Anhalt: Projektpersonal 57,1 %, Zu-
lieferverträge 3,6 %, Ausbildung 4,6 %, Ausrüstungs-
gegenstände 29,9 %, weitere Sachausgaben 4,8 %. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Becker auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Friedmann (Drucksache 9/1591 
Frage 1): 

Trifft es zu, daß allein im Bereich der Oberpostdirektion 
Freiburg bei dreihundert Poststellen die tägliche Arbeitszeit 
auf ein bis zwei Stunden gesenkt werden soll, so daß es zu ei-
ner unvertretbaren Einschränkung der Postversorgung auf 
dem Land käme, zumal damit zu rechnen ist, daß keine Ar-
beitskräfte gefunden werden können, die bereit sind, nur ein 
bis zwei Stunden am Tage zu arbeiten, und wie vereinbart die 
Deutsche Bundespost dieses ihr Verhalten mit dem ihr oblie-
genden Auftrag, der Allgemeinheit zu dienen? 

Die Ergebnisse der Bemessung der Poststellen I 
und II werden für den Gesamtbereich der DBP erst 
Ende Mai 1982 vorliegen. 

Bei der Festsetzung der Wochenarbeitszeit wer-
den Zuschläge für Mindest-Kundendienst-Bereit-
schaftszeiten gewährt, sofern eine Posthaltertätig-
keit von mindestens 6 Stunden aufkommt oder bei 
der Poststelle zusätzliche Leistungen im Zustell-
dienst erbracht werden müssen. 

Lediglich bei Annahmepoststellen II mit einer 
Posthaltertätigkeit von weniger als 6 Stunden kön-
nen keine Zuschläge gewährt werden. 

Durch die Regelungen der Deutschen Bundespost 
zum Rationalisierungsschutz sowie die Verbesse-
rung der Bewertung der Posthaltertätigkeit wird 
aber eine soziale Absicherung der Posthalter weitge-
hend garantiert. Z. Z. ist kein Fall bekannt, daß ein 
Posthalter aus Anlaß der Verringerung seiner Wo-
chenarbeitszeit aus seinem Dienstverhältnis aus-
scheiden muß oder auszuscheiden beabsichtigt. 

Langfristig können allerdings Poststellen II, die 
bei einer Neubemessung weniger als 6 Stunden Wo-
chenarbeitszeit ausweisen, nach Einzelfallprüfung 
auch aufgehoben werden. Deshalb zielt das Konzept 
zur Postversorgung auf dem Lande — nicht zuletzt 
im Kundeninteresse — darauf ab, die Postversor-
gung trotz der sich verschlechternden Nachfrage 
nach Postdienstleistungen auch unter schwierigen 
Bedingungen abzusichern. 

 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf Fragen des Ab-
geordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 9/1591 
Fragen 9 und 10): 

Welche Straßenbauprojekte hat das Land Nordrhein-West-
falen bisher zur Fortschreibung des Programms zum Bau von 
Ortsumgehungen im Zuge von Bundesstraßen dem Bundes-

verkehrsminister gemeldet, bzw. wann rechnet der Bundes-
verkehrsminister mit einer abschließenden Stellungnahme 
des Landes Nordrhein-Westfalen? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der fast 100pro-
zentigen Auftragsabhängigkeit der Straßenbaufirmen von 
der öffentlichen Hand und der gefährlichen Auswirkungen 
auf die Beschäftigungslage und des Anstiegs der Konkurse 
bedingt durch die außerordentlich starken Auftragsrück-
gänge für eine schnelle Vergabe der für 1982 zur Verfügung 
stehenden Straßenbaumittel und Freigabe der für die folgen-
den Jahre vorgesehenen Verpflichtungsermächtigungen zu 
sorgen, und wenn ja, in welcher Weise wird dies gesche-
hen? 

Zu Frage 9: 

Das frühere Programm für den Bau von Ortsum-
gehungen im Zuge von Bundesstraßen 1979-1985 
wird durch das Ortsumgehungsprogramm 1981 fort-
geschrieben, das Bestandteil des Fünfjahresplans 
1981-1985 ist. 

Eine Ortsumgehung im Sinne dieses Programms 
ist ohne Kostengrenze eine anbaufreie Umgehungs-
straße, durch die eine in der Baulast des Bundes ste-
hende Ortsdurchfahrt einer Bundesstraße ersetzt 
wird. 

Das Programm enthält für Nordrhein-Westfalen 
— unter Berücksichtigung der Meldung des Landes 
— insgesamt 118 Ortsumgehungen, wovon 32 Ort-
sumgehungen Maßrahmen des früheren Ortsumge-
hungsprogramms 1979-1985 sind. Es würde zu weit 
führen, diese Maßnahmen hier einzeln zu nennen; 
sie können aus dem Fünfjahresplan 1981-1985 ent-
nommen werden, der Anfang Mai verteilt wird. 

Zu Frage 10: 

Nach Verkündung des Bundeshaushalts im Fe-
bruar 1982 stehen für den Bundesfernstraßenbau 
die veranschlagten Ausgabemittel und Verpflich-
tungsermächtigungen in voller Höhe den Auftrags-
verwaltungen der Länder zur Verfügung, so daß die 
Vergaben im haushaltsmäßigen Rahmen uneinge-
schränkt getätigt werden können. Damit sind sei-
tens der Bundesregierung die notwendigen Voraus-
setzungen für den reibungslosen Ablauf der Baupro-
gramme geschaffen. 

Angesichts der schwierigen Lage der Straßenbau-
firmen hat der Bundesminister für Verkehr darüber 
hinaus mit den Länderverkehrsministern, den kom-
munalen Spitzenverbänden und dem Bauindustrie-
verband Kontakte aufgenommen, um gemeinsam 
Möglichkeiten zu prüfen, wie beim Haushaltsvollzug 
der angespannten Auftragslage im Straßenbau ent-
sprochen werden kann. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1591 Frage 19): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ostbayerischen 
Säge- und Holzverarbeitungsbetriebe derzeit besonders unter 
den Wettbewerbsbenachteiligungen zu leiden haben, die die 
Deutsche Bundesbahn durch die Einführung eines Sonderta- 
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rifs für Schnittholzsendungen aus Österreich geschaffen hat, 
und wird die Bundesregierung auf die Deutsche Bundesbahn 
einwirken, diesen Sondertarif auch für Schnittholztransporte 
aus dem ostbayerischen Raum in das Bundesgebiet anzuwen-
den, damit die derzeitigen Absatzschwierigkeiten der ost-
bayerischen Sägewerksbetriebe gemildert werden? 

Die Deutsche Bundesbahn hat, gestützt auf Art. 9 
des Internationalen Übereinkommens über den Ei-
senbahnfrachtverkehr (CIM) im Benehmen mit den 
Österreichischen Bundesbahnen mit einer namhaft

-

gen Holzspedition in Süddeutschland eine Sonder-
abmachung für Schnittholztransporte im grenzüber-
schreitenden Verkehr mit Österreich abgeschlossen. 
Die Ursache für die Frachtkostensituation ist nicht 
bei der Deutschen Bundesbahn zu suchen, sondern 
in der Preispraxis des grenzüberschreitenden Stra-
ßengüterverkehrs, insbesondere ausländischer Un-
ternehmen. Hierauf hat die Bundesregierung prak-
tisch keinen Einfluß. Denn für den deutsch-österrei-
chischen Straßengüterverkehr gibt es keinen ver-
bindlichen Tarif mit Festfrachten auch für den 
österreichischen Streckenteil. 

Auch aus Gründen der Straßenentlastung bestand 
und besteht verkehrspolitisch ein Interesse daran, 
die z. T. sperrigen Holztransporte von der Straße auf 
die Schiene zu bringen. Mit der Preismaßnahme ist 
es der Deutschen Bundesbahn gelungen, ihren bis 
zur Bedeutungslosigkeit abgesunkenen Marktanteil 
allmählich wieder auf rd. 25% im Jahr 1980 zu stei-
gern. Bei dieser Sachlage kann von einer Wettbe-
werbsbenachteiligung durch die Deutsche Bundes-
bahn zu Lasten ostbayerischer und zugunsten öster-
reichischer Sägewerke keine Rede sein. Die Auferle-
gung eines niedrigeren Tarifniveaus durch den Bun-
desminister für Verkehr wäre gem. § 16 Abs. 4 Bun-
desbahngesetz nur aus Gründen des öffentlichen 
Wohls möglich. Solche Gründe sind nicht erkenn-
bar. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1591 Frage 47): 

Liegen der Bundesregierung Informationen darüber vor, 
daß die deutsch-polnische Gesellschaft weitgehend von Zu-
wendungen aus Warschau existiert, wie dies bei ihrer letzten 
Hauptversammlung offenkundig wurde, und wie beurteilt die 
Bundesregierung diese Tatsache angesichts des am 13. De-
zember über Polen verhängten Kriegsrechts? 

Der Bundesregierung ist aufgrund verschiedener 
schriftlicher Mitteilungen der „Deutsch-Polnischen 
Gesellschaft" (DPG) sowie des Rochus-Verlages, der 
als sog. Sprachrohr der DPG vierteljährlich die Zeit-
schrift „Begegnung mit Polen" herausgegeben hat, 
bekannt, daß etwa Mitte des vergangenen Jahres 
der Rochus-Verlag seine Arbeit und die Herausgabe 
der genannten Zeitschrift eingestellt hat. Als Grund 
für die — nach den vom Verlag ausgedrückten Hoff-
nungen nur vorübergehende — Einstellung wird 
u. a. angegeben, daß „polnische Abonnements" nicht 
mehr verlängert worden seien. 

Aus verschiedenen Mitteilungen der DPG ergibt 
sich außerdem, daß der Rochus-Verlag die DPG fi-
nanziell unterstützt hat, z. B. indem er die Geschäfts-
führerin der DPG bezahlte. 

Da indes der Rochus-Verlag bereits Mitte des ver-
gangenen Jahres seine Tätigkeit eingestellt hat, 
sehe ich für die im zweiten Teil Ihrer Frage von der 
Bundesregierung erbetene Beurteilung keinen An-
laß. 
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